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eifen Marke V. S. K. 


la. Weisse Kernseife 
Harzkernseife 

Ha. Melierte Kernseife 
Harzseife 

Ha. Weisse Kernseife 
Schmierseife 

Silberschmierseife 


Unsere Seifen Marke V. S. K. sind jeder andern Marke 
ebenbürtig und dazu billiger im Preise. 
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las eidg. Lebensmittelgesetz mit sämtlichen Verordnungen 


kann durch die Abteilung Bureauartikel bezogen werden. 
Jeder Konsumverein sollte 1—2 Expl. dieses für den Lebensmittelverkehr unerlässlichen Gesetzes mit Ver- 
ordnungen besitzen. 


Ueber Chiffre-Anzeigen 


unger Mann, mit Handelsschulbildung, sucht Anfangsstelle in herrscht noch vielfach | nklarheit. Vor allem sind die 

Konsumverein für Bureau oder Magazin, Referenzen und Zeug- | Eingaben auf Chiffre-Anzeigen verschlossen mit genauer 
nisse stehen zu Diensten. Offerten unter Chiffre E. R. 120 sind zu | Bezeichnung der Buchstaben und Nummern, die in den 
richten an den V.S.K. Basel. Inseraten enthalten sind, uns zu übersenden. 

Bei gleichzeitiger Einsendung von mehreren verschie- 
denen Offerten können dieselben der Portoersparnis halber 
zusammen in einem Couvert an uns gesandt werden. 
| Wer eine Chitkre-Anzeige aufgibt, will mit seinem 
Namen nicht in die Oeffentlichkeit treten. Er beauf- 

Nachfrage. tragt uns. alle Briefe. welche unter der betreffenden 
ür eine Konsumgenossenschaft der Zentralschweiz (ländliche Ver- | Chiffre an uns gelangen, ihm zuzusenden. Den Namen 
hältnisse) mit Umsatz von ea. Fr. 250,000, wird auf 1. Oktober | des Auftraggebers von Chiffre-Anzeigen dürfen wir nicht 

eventuell später ein tüchtiger und gewissenhafter Verwalter | bekannt geben. Wenn nun jemand keine Antwort auf 
gesucht, der sowohl mit der Buch- und Kassaführung durchaus ver- eine Offerte erhält, so liegt das also nicht an uns, sondern 
traut ist, kaufmännische Bildung und Warenkenntnis besitzt. Offerten . s 

mit Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen bis 20. August unter an dem Inserat-Auftraggeber. 2 
Chiffre F. J. 143 an den V. S. K. Basel Original-Zeuguisse wolle man den Offerten niemals 
beifügen, sondern nur die Abschriften von solchen. 


vo 


& 


——⁰—f—f—⁰ 4 4 444%“ 44 %% „ III ET ZEIT III rY 


EIER ZELTE TEE %“ũ./ „% %ün˙ 2 „%% %%% „% %%0% „ „ „ „ „ 66 „ „ „ „ c e 


ee e eee 


e eee 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Angebot. | 


PO harten strebsamer, branchekundiger Mann (kautionsfähig), sucht 
baldigst grössere Filiale oder Konsumladen zu übernehmen 
Offerten unter Chiffre J. W. 142 an den V. S. K in Basel, 


Gesucht: „„ 

er 1. Oktober erste Verkäuferin für städtischen Konsum- x — — * . 4 

ir verein mit ca. Fr. 86,000 Umsatz. Bewerberinnen müssen ge— lit liederre Iiter können jeder 

wandt servieren, deutsche und französische Sprache notwendig. An- zeit durch die 
meldungen mit Beigabe über bisherige Tätigkeit und Gehaltsansprüche . 8 

nimmt unter „Union 300“ der V. S. K. Basel entgegen Abteilung Bureauartikel des V. S. K. bezogen werden 
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X. Zahrgang. 
Die Reviſion der Statuten des Internationalen 
Genoſſenſchaftsbundes. 


Das Haupttraktandum des Internationalen Genoſſen— 
ſchaftskongreſſes, der vom 5.—7 in 


7. September d. J. 
Hamburg tagen ſoll, wird die Reviſion der Statuten des 
I. G. B. fein. Aus dieſem Grunde ſei auch in unſerem 
Organ kurz dieſe Reviſion beſprochen, obwohl die ſchweize— 
riſchen Mitglieder des I. G. B. durch eine ausführliche Be— 
richterſtattung im internationalen Genoſſenſchaftsbulletin, 
die ſich über fünf Nummern hinzog, jedoch die letzten 
Beſchlüſſe der Sitzung des Zentralvorſtandes vom 16. Mai 
nicht berückſichtigt hat, über die Vorlage bereits orientiert 
ſind. 

Die heutigen Statuten des J. G. B. datieren von 1896. 
Im Jahre 1902, auf dem Kongreß in Mancheſter, ſollte 
eine Totalreviſion vorgenommen werden. Es erwies ſich 
jedoch als unmöglich, an dieſer Tagung die Reviſion durch— 
zuführen, weil die Mitglieder des Zentralvorſtandes ſelbſt 
nicht einig waren, ſpeziell über die Frage des Gewinn— 
beteiligungsprinzipes. Darum wurde auf Antrag von 
Generalſekretär Gray die Beratung des Statutenentwurfes 
abgebrochen und nur die Aenderung getroffen, daß nur 
noch Vertreter von Genoſſenſchaften Mitglieder ſein konnten, 
mit Ausnahme der Länder, die keine entwickelte genoſſen— 
ſchaftliche Organiſation hatten. 

Eigentlich hätte dann 1904 in Budapeſt die Total- 
reviſion erfolgen ſollen; aber auch dort kam man nur zu 
einer kleinen Abänderung (Vereinfachung des Aufnahme— 
verfahrens.) 

In Cremona (1907) beſchloß dann der Zentral- 
vorſtand eine Totalreviſion vorzunehmen und zur Vor— 
beratung eine Subkommiſſion einzuſetzen. 

Die Subkommiſſion behandelte die Reviſion in einer 
Sitzung vom 25. Auguſt 1908 im Haag und der Zentral- 
vorſtand genehmigte deren Vorlage mit kleinen Aenderungen 
in erſter Leſung am 5. September 1909 in Wies baden, 
in zweiter Leſung am 16. Mai in Plymouth. 

Wir bringen, um unſeren Leſern ein eigenes Urteil 
über die Vorlage zu ermöglichen, nachſtehend den Entwurf, 
wie er dem Kongreß vorgelegt werden ſoll, zum Abdruck 
mit einigen Erläuterungen, wo uns ſolche als notwendig 


erſcheinen: 
§ 1. Die 1895 in London gegründete Vereinigung führt den 


Namen Internationaler Genoſſenſchaftsbund (I. G. B.) 

§ 2. Der I. G. B. iſt eine Vereinigung von Genoſſenſchaften, 
Genoſſenſchaftsverbänden und Geſellſchaften zur Förderung des Ge 
noſſenſchaftsweſens ſowie von Einzelperſonen, die gemäß den Statuten 
(Ss 8e und 15) als Ehren oder korreſpondierende Mitglieder auf⸗ 
genommen worden ſind. 

Es ſind auch in den vorberatenden Behörden gegen 
dieſe ungleichartige Zuſammenſetzung des I. G. B. Bedenken 
erhoben worden mit dem Bemerken, daß eigentlich prinzipiell 
der I. G. B. nur aus nationalen Zentralverbanden zuſammen— 


geſetzt ſein ſollte. 
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Auch die ſchweizeriſchen Genoſſenſchafter werden in der 
Mehrheit die letztere Anſicht vertreten, dagegen kann bei 
dem heutigen Stand der Entwicklung mit Recht geſagt 
werden, daß in vielen Ländern noch keine Genoſſenſchafts— N 
verbände exiſtieren oder, wenn doch, noch nicht den An— | 
ſpruch erheben können, ausſchließlich die Bewegung zu 
vertreten, und daß es unbillig und nicht im Intereſſe der 
genoſſenſchaftlichen Entwicklung wäre, ſolche Länder von 
der Mitwirkung im I. G. B. auszuſchließen. Die Mitglied- 
ſchaft einzelner Perſonen war in den vorberatenden Be— 
hörden ebenfalls beanſtandet, ſchließlich aber belaſſen worden, 
da ſolche Einzelmitglieder nicht mehr gefährlich werden * 
können, weil ſie ſich nicht ſelbſt zu Mitgliedern ernennen 
können, ſondern vom Kongreß auf Zeit ernannt werden 
müſſen und überdies kein Stimmrecht haben. Gegenüber 
dem bisherigen Zuſtand, der es dem leitenden Ausſchuß 
erlaubte, Einzelmitglieder zu ernennen, die für je 10 oder 
einen Bruchteil darüber, eine Stimme hatten, iſt nunmehr u 
ein Fortſchritt nach der genoſſenſchaftlichen Richtung zu 
konſtatieren. 

§ 3. Der Bund hat folgende Zwecke: 

a) Feſtſtellung und Propagierung der 
Grundſätze und Methoden; 
Ausbreitung des Genoſſenſchaftsweſens in allen Ländern; 
Pflege der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den 
Bundesgliedern: 

Ausbildung und Vereinheitlichung der genoſſenſchaftlichen 
Statiſtik; 

e) Erteilung von Auskünften und Förderung von Studien 
über alle das Genoſſenſchaftsweſen betreffenden Fragen; 
Förderung von Handelsbeziehungen zwiſchen den genoſſen 
ſchaftlichen Organiſationen der verſchiedenen Länder. 

Die heute geltenden Statuten dagegen umſchreiben 
die Zwecke der internationalen Genoſſenſchaftsallianz fol— 


genoſſenſchaftlichen 


gendermaßen: 
a) die Genoſſenſchafter aller Länder mit einander bekannt zu 
machen; 
p) behufs Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen — 


die wahren Grundſätze und die bewährteſten Methoden der 
Genoſſenſchaft, ohne Mithilfe des Staates in allen 
ihren Anwendungen die Gewinnbeteiligung für Ar— 
beiter, die Intereſſenverknüpfung zwiſchen Kapital und 
Arbeit, ſowie die Lohnverhältniſſe für Arbeiter und Be— 
amte gemeinſam zu erforſchen und ihre Anwendung in den 
verſchiedentlichen Genoſſenſchaften jeder Art, bei verſchie⸗ 
denen Völkern zu fördern und die öffentliche Meinung der 
geſamten Welt nach Möglichkeit zu ihrer Annahme zu ge- 
winnen, ohne jedoch irgend jemandem als Bedingung für 
die Aufnahme in die Allianz die Annahme einer einheitlichen 
Form von Satzungen, Syſtemen oder Verwaltungsvorſchriften 
aufzuzwingen; 

e) mit allen den ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln der Propa⸗ 
ganda die Ankunft des Zeitpunktes zu beſchleunigen, an 
welchem ſämtliche Körperſchaften, welche den Namen Ge- 
noſſenſchaft tragen, gleichviel ob in ihrer Art gewerblich 
oder landwirtſchaftlich produktiv, Konſumverein, Kredit— 
oder Baugenoſſenſchaft, zum Vorteil der beſchäftigten Arbeit 
die Beteiligung derſelben am Geſchäftsgewinn — 
welche allen Genoſſenſchaftsarten eigen iſt — für ſämtliche 
Beſchäftigten zur Anwendung gebracht und eine Vor- 
ſchrift zur Gewährung ſolcher Gewinnbeteiligung in ihre 
Statuten aufgenommen haben werden; 


» 


282 


d) im gemeinſamen Intereſſe gejchäftlicher Beziehungen unter 


den Genoſſenſchaften verſchiedener Länder herbeizuführen. 

Ein Vergleich der beiden Zweckumſchreibungen ergibt, 
daß der neue Vorſchlag von der Propagierung der Ge— 
winnbeteiligung, die eigentlich in der alten Faſſung 
am meiſten hervorſpringt, nichts mehr ſagt, unſeres 
Erachtens mit Recht, denn die Gewinnbeteiligung iſt eine 
Sache für ſich, die mit der Genoſſenſchaftsbewegung direkt 
nichts zu tun hat oder ſogar, nach der Auſicht bewährter 
Genoſſenſchafter, von ihr eigentlich ausgeſchloſſen werden 
ſoll. Die ſtarke Betonung des Gewinnbeteiligungsprinzipes 
in den bisherigen Statuten iſt darauf zurückzuführen, daß 
die Mehrzahl der Gründer des J. G. B. eifrige Anhänger 
dieſer Idee waren, während die heutigen Mitglieder des 
I. G. B. in ihrer großen Mehrzahl die Gewinnbeteiligung 
theoretisch und praktiſch ablehnen. 

Im neuen Entwurf ſind auch die Worte „ohne Mit— 
hilfe des Staates“ geſtrichen worden; damit ſoll nicht 
etwa das Prinzip der Selbſthilfe abgelehnt werden. — 
dies wird im Gegenteil auch in Zukunft das Hauptfunda— 
ment der Genoſſenſchaften bilden — dagegen ermöglicht 
das Fallenlaſſen dieſer Prinzipienerklärung den Anſchluß 
beſtimmter Genoſſenſchaftsarten, die in verſchiedenen Län- 
dern ohne Staatshilfe ihre Aufgabe nicht erfüllen könnten 
und doch im übrigen allen Anforderungen an richtige 
Genoſſenſchaften entſprechen. Wir denken hier z. B. an 
die Baugenoſſenſchaften, die es in ihrer Mehrzahl weder in 
Deutſchland noch in der Schweiz ohne Staatshilfe bisher 
auf einen grünen Zweig gebracht haben. Es könnte ferner 
auch vorkommen, daß in wirtſchaftlich rückſtändigen Ländern 
die Genoſſenſchaften, bis ſie allein gehen können, ſtaat— 
liche Förderung erhalten würden, in welchem Falle die 
bisherigen Statuten eine Aufnahme unmöglich machen 
würden. 

§ 4. Der Bund ſucht ſeine Zwecke zu erreichen: 

a) durch Abhaltung periodiſcher Kongreſſe; 

b) durch Herausgabe eines Bundesorgans und ſonſtiger Publi— 
kationen; 

e) durch Sammlung aller auf das Genoſſenſchaftsweſen bezüg— 
lichen Druckſchriften, Dokumente, Zeichnungen, Photo 
graphien uſw.; 

d) durch Veranſtaltung von Enqutéen und internationalen 
ſtatiſtiſchen Arbeiten; 

e) durch Erteilung von Auskünften über die wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſe der verſchiedenen Länder zum Zweck der Bildung 
einer Organijation für internationalen Güteraustauſch; 

f) durch andere geeignete Mittel. 

Dieſe Vorſchrift iſt neu. In den bisherigen Statuten 
war, abgeſehen von der Veranſtaltung von Kongreſſen, 
keine Beſtimmung darüber enthalten, was für Mittel ſpeziell 
für die Erreichung des vorgeſteckten Zieles angewendet 
werden könnten oder ſollten. Dies mag mit ein Grund 
ſein, daß eigentlich poſitive Reſultate des J. G. B. bisher 
ſehr wenige zu verzeichnen ſind, wenn man die Arbeit der 
nationalen Verbände dagegen vergleicht. 

Die Tatſache, daß zur Zeit die nationalen Konſum— 
genoſſenſchaftsverbände das überwiegende Gros der Mit— 
glieder und Beiträge ſtellen, mag der Grund dafür ſein, 
daß der J. G. B. auch eine Organiſation für internationalen 
Güteraustauſch vorbereiten ſoll, wie übrigens ähnliche Vor— 
ſchriften ſich auch in den heutigen Statuten finden. 

§ 5. Der Verkehr der Organe und Mitglieder des Bundes 
untereinander ſowie die Ausgabe ſeiner Publikationen erfolgen in 
deutſcher, engliſcher und franzöſiſcher Sprache. 

Dieſe Vorſchrift entſpricht der heutigen Praxis, während 
anfänglich die Publikationen nur in engliſcher und fran— 
zöſiſcher Sprache erfolgten. Es wird ſpäter wünſchbar ſein, 
auch eine ſkandinaviſche Sprache als offizielle Bundes— 
ſprache zu bezeichnen. 

§ 6. Das Domtzil des Bundes befindet ſich in dem Lande 
beschließt welche der Kongreß hiefür von Zeit zu Zeit zu beſtimmen 
e x 

Nach Art. 10 der bisherigen Statuten war der offizielle 
Sitz des I. G. B. London; es hat ſich jedoch als wünſchbar 
erwieſen, die Möglichkeit offen zu laſſen, den Sitz auch 
anderswohin zu verlegen. Für die nächſten drei Jahre iſt 


allerdings vorgeſehen, daß London wiederum Sitz des 
I. G. B. werden ſoll. 

$ 7. Der Bund beſchäftigt ſich weder mit Politik noch mit 
Religion; er betrachtet das Genoſſenſchaftsweſen als einen neutralen 
Boden, auf dem Männer und Frauen mit den verſchiedenſten politi— 
ſchen Anſichten und Glaubensbekenntniſſen zuſammenkommen und 
zuſammen arbeiten können. 

Die Neutralität, auf der die Einheitlichkeit der Genoſſenſchafts— 
bewegung beruht, ſoll in allen Verſammlungen ſowie in allen Ver 
öffentlichungen und Organen des Bundes aufrechterhalten werden. 

Dieſe Vorſchrift deckt ſich ungefähr mit dem Inhalt 
des bisherigen Art. 2, immerhin mit einer Aenderung: 
bisher mußte jede dem J. G. B. angeſchloſſene Organiſation 
anerkennen, — in Wirklichkeit ſtand jedoch auch dieſe Forde— 
rung auf dem Papier — daß die Genoſſenſchaft ſich ſelber 
genügt und keiner Partei als Parteimittel dienen ſoll; in 
Zukunft iſt es dagegen auch den politiſchen Genoſſenſchaften 
möglich, ſich um die Aufnahme zu bewerben, wenn ſie nur 
innerhalb des J. G. B. ſich neutral verhalten. Die „Konkordia“ 
und italieniſchen Genoſſenſchaften in der Schweiz wären 
demnach aufnahmsfähig. 

§ 8. Als Mitglieder können in den Bund aufgenommen werden: 

a) einzelne Genoſſenſchaften; 

b) Verbände von Genoſſenſchaften; 

c) Vereinigungen von Genoſſenſchaftsverbänden; 

d) Vereine, welche die Förderung des Genoſſenſchaftsweſens 
bezwecken; 

e) einzelne Perſonen, die in Anbetracht hervorragender Leiſt— 
ungen vom Zentralvorſtand vorgeſchlagen und vom Kongreß 
bis zum nächſtfolgenden als Ehrenmitglieder erwählt werden; 
ſie haben das Recht, ſich an den Beratungen zu beteiligen, 
beſitzen jedoch kein Stimmrecht. 

Als Genoſſenſchaften im Sinne dieſes Paragraphen gelten, un— 
beſchadet ihrer beſonderen Rechtsform, alle Vereinigungen, die mittels 
eines gemeinjchaftlichen Geſchäftsbetriebes die Verbeſſerung der wirt: 
ſchaftlichen Verhältniſſe ihrer Mitglieder bezwecken und ihren Ge 
ſchäftsbetrieb gemäß den durch die Kongreßbeſchlüſſe des Bundes 
aufgeſtellten Grundsätzen führen. j 

Dieſe Vorſchrift iſt ſchon bei Beſprechung von § 2 
gewürdigt worden. 

§ 9. Organiſationen, die dem Bunde als Mitglied beitreten 
wollen, haben ſich bei dem leitenden Ausſchuß unter Beifügung von 
zwei Exemplaren ihrer Statuten und ihres letzten Geſchäftsberichts 
anzumelden. 

Der leitende Ausſchuß hat bei den Mitgliedern des Zentral- 
vorſtandes des Landes, dem die ſich anmeldenden Organiſationen 
angehören, Erkundigungen einzuziehen. 

Genoſſenſchaften im Sinne von $ 8 lemma a haben das Auf— 
nahmegeſuch durch die Verbände, denen ſie angehören, einzureichen. 

In Ländern, wo keine Verbände exiſtieren, kann das Auf 
nahmegeſuch direkt dem leitenden Ausſchuß eingereicht werden. 

Es war in der letzten Zeit üblich, daß ſich unſere 
ſchweizeriſchen Verbandsvereine direkt beim kontinentalen 
Sekretariat zur Mitgliedſchaft beim I. G. B. anmeldeten; 
das wäre für die Zukunft ausgeſchloſſen. 

Die Paragraphen 10—14, die nachſtehend folgen, 
geben zu beſonderen Bemerkungen keine Veranlaſſung, ſie 
entſprechen den für die Mitgliedſchaft bei Verbänden üblichen 


Beſtimmungen. 

$ 10. Wird einer Organiſation die Aufnahme durch den 
leitenden Ausſchuß verweigert, ſo kann ſie an den Zentralvorſtand 
rekurrieren. 

s 11. Die mit der Bundesmitgliedſchaft erworbenen Rechte 
können von den Mitgliedern erſt ausgeübt werden, wenn ſie ihre 
Pflichten gegenüber dem Bunde erfüllt haben. 

§ 12. Die Mitgliedſchaft erliſcht: 

a) infolge freiwilligen Austritts; die. Austrittserklärung iſt 
mindeſtens drei Monate vor Ablauf des Geſchäftsjahres 
abzugeben: 
infolge Nichterfüllung der Mitgliederpflichten Ein Mitglied, 
das zweimal in zwei aufeinander folgenden Jahren ver— 
geblich gemahnt wurde, ſeinen Jahresbeitrag einzuſenden, 
ſoll geſtrichen werden; 

e infolge Ausſchluſſes durch den Zentralvorſtand. Mitglieder, 
die den Intereſſen oder Statuten des Bundes entgegen— 
handeln und deren Tätigkeit den vom Bunde aufgeſtellten 
genoſſenſchaftlichen Grundſätzen zuwiderlänft, können aus- 
geſchloſſen werden. 

$ 13. Die Bundesmitglieder find berechtigt: 

a) durch ihre Delegierten an den Kongreſſen nach Maßgabe 
dieſer Statuten teilzunehmen und Anträge zu ſtellen: 

b) die vom Bunde geſchaffenen Inſtitute und Einrichtungen 
nach Maßgabe der dafür aufgeſtellten Beſtimmungen zu 
benutzen; 


c) die Bundespublikationen unentgeltlich zu beziehen. 

$ 14. Die Bundesmitglieder ſind verpflichtet: 

a) zur Entrichtung eines Jahresbeitrages gemäß den Beſtim— 
mungen dieſer Statuten; 

zur unentgeltlichen Einſendung aller von ihnen veröffent- 
lichten Berichte und Druckſchriften; 

zur beſtmöglichen Beantwortung der von den Bundes- 
organen an ſie gerichteten Fragen. 

$ 15. Der leitende Ausschuß kann in jolchen Ländern, die noch 
kein entwickeltes Genoſſenſchaftsweſen beſitzen, einzelne Perſonen zu 
korreſpondierenden Mitgliedern ernennen. Korreſpondierende Mit- 
glieder beſitzen jedoch nur die in $ 13e und 14 erwähnten Rechte 
und Pflichten. A . 

Die korreſpondierenden Mitglieder find nicht zu ver⸗ 
wechſeln mit den in § 8 aufgezählten Ehrenmitgliedern. 

$ 16. Das Geſchäftsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zuſammen. 

Die aus der Tätigkeit des Bundes und ſeiner Organe ent 
ſtehenden Ausgaben ſind zu beſtreiten: 

a) aus den Jahresbeiträgen der Mitglieder; 

b) aus den Einnahmen der vom Bunde errichteten Anjtalten; 

e) aus freiwilligen Schenkungen und allfälligen Stiftungen 
Die Verlegung des Geſchäftsjahres auf das Kalender— 
jahr iſt erſt letztes Jahr aus praktiſchen Gründen durch— 
geführt worden und erhält nun ſtatutariſche Sanktion. 

Die Aufzählung der Einnahmen iſt im weſentlichen 
gleich wie im bisherigen 8 18, wo es an Stelle von 
lemma b heißt „alles Einkommen aus dem der Allianz 
angehörigen Beſitztum“. Die neue Faſſung ſieht dagegen 
vor, daß der J. G. B. Anjtalten errichten und daraus 
möglicherweiſe Einnahmen erzielen werde. 

$ 17. Jedes dem Bunde angehörende Mitglied hat an dieſen 
einen Jahresbeitrag zu leiſten, der in einem angemeſſenen Verhältnis 
zu ſeiner Größe und wirtſchaftlichen Bedeutung ſtehen ſoll. Die 
Beſtimmung dieſes Beitrages bleibt den Mitgliedern ſelbſt überlaſſen, 
vorausgeſetzt, daß ſie dabei nicht unter die im § 18 aufgeſtellten 
Minimalſätze gehen. 

Die Jahresbeiträge find pränumerando zu leiſten und ſpeſen⸗ 

frei an das Sekretariat des Bundes oder an die nationale Sektion 
des betreffenden Landes einzuſenden. . 
N Bisher war in § 9 der geltenden Statuten einzig 
ein Minimalbetrag von 10 Schilling für Genoſſenſchaften, 
von 5 Schilling für Einzelmitglieder vorgeſehen; eine Dif— 
ferenzierung nach der Bedeutung und Leiſtungsfähigkeit 
der Mitglieder kennen die jetzigen Statuten nicht. Trotz— 
dem hat ſich in praxi die Beitragsleiſtung nach den jetzt 
vorgeſchlagenen Normen entwickelt. Unſer V. S. K. z. B. 
zahlt heute mit Fr. 1000 Jahresbeitrag den 80 fachen 
Betrag des Minimums. 

$ 18. Der Minimalbeitrag beträgt für Mitglieder im Sinne 
von $ Ba: 


b) 


ec) 


bei einer Mitgliederzahl bis zu 3000 Mk. 12 = Fr. 15 
„ „ " von 3001 — 10000 „ 8 al) 
von über 10 000 40 „ 50 


Genoſſenſchaften und genoſſenſchaftliche Verbände mit regionalem 
oder nationalem Tätigkeitsgebiet haben einen Minimalbeitrag von 
Mk. 100 = Fr. 125 zu entrichten, ſofern fie nicht mehr als 10000 
Einzelmitglieder oder 300 Genoſſenſchaften umfaſſen, einen Minimal⸗ 
beitrag von Mk. 200 — Fr. 250, ſofern fie über mehr als 10000 
Einzelmitglieder oder über 300 Genoſſenſchaften umfaſſen. 

Organiſationen im Sinne von § 8d zahlen als Minimalbeitrag 
Mk. 40 — Fr. 50. 

818 enthält die Ausführungsbeſtimmungen zu dem 
in § 17 aufgeſtellten Prinzip. 

§ 19. Beſchließt ein Genoſſenſchaftsverband mit allen ſeinen 
Gliedern dem Bunde beizutreten, derart, daß letztere dadurch jedes 
für ſich die Mitgliederrechte erwerben, wobei jedoch die Beſtimmung 
von § 13 ausgenommen bleibt, jo hat er außer dem im § 18 
vorgeſehenen Minimalbeitrag für ſich für jede ihm angeſchloſſene 
Genoſſenſchaft einen Beitrag zu leiſten: 


von Fr. 2. 50, falls die durchſchnittliche Mitgliederzahl weniger als 
300 Perſonen beträgt; 

von Fr. 3. 75, falls die durchſchnittliche Mitgliederzahl zwiſchen 300 
und 600 iſt; 

von Fr. 5. —, falls die durchſchnittliche Mitgliederzahl zwiſchen 600 
und 1000 iſt; 

von Fr. 6. 25, falls die durchſchnittliche Mitgliederzahl über 1000 iſt. 


$ 19 bringt eine Neuerung, die es den großen Ver- 
bänden ermöglichen ſoll, mit allen ihren Mitgliedern dem 
I. G. B. beizutreten, ohne unerſchwingliche Opfer bringen 
zu müſſen. Nach den von uns angeſtellten Berechnungen 
würde der V. S. K., falls er mit ſeinen ſämtlichen heute 
320) Verbandsvereinen, von dieſer Beſtimmung Gebrauch 
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machend, dem I. G. B. beitreten würde, Fr. 1283 Beitrag 
zahlen müſſen und hätte dann 320 Stimmen im J. G. B. 
abzugeben. Heute zahlen der V. S. K. und deſſen 22 Ver— 
bandsvereine, die Mitglieder des I. G. B. find, zuſammen 
über 1600 Fr. Jahresbeiträge und haben 23 Stimmen 
abzugeben. 

Um dieſes Mißverhältnis zu beſeitigen, hat die Ver— 
waltungskommiſſion des V. S. K. beſchloſſen, falls der vor- 
liegende $ 19 unverändert angenommen wird, von dieſer 
neuen Vorſchrift Gebrauch zu machen und auf 1. Januar 
1911 den Kollektivbeitritt aller unſerer Verbandsvereine 
zu vollziehen. Die bisherigen Mitglieder wären daun von 
der Bezahlung von Beiträgen befreit, ohne in ihren Rechten 
verkürzt zu werden. Soweit nicht allen Verbandsvereinen 
die Publikationen des I. G. B. unentgeltlich zugeſtellt 
werden könnten, müßte dann noch ein Modus gefunden 
werden, hier einen Erſatz zu ſchaffen. 

Nach den uns gewordenen Mitteilungen beabſichtigt 
auch der Zentralverband deutſcher Konſumvereine, für alle 
ſeine Glieder die Mitgliedſchaft im I. G. B. zu erwerben. 

(Schluß folgt.) 


Die Erhebung des Konfumenten. 
II 


Von einem andern Geſichtspunkte erörtert in einer 
eben erſchienenen Schrift ein ungenannter höherer Ver— 
waltungsbeamter ) unſer Thema. Die bedrängte Lage des 
höheren Mittelſtandes gab dem Verfaſſer Anlaß, nicht nur 
das Weſen und die Ausdehnung dieſer Not darzulegen, 
ſondern auch auf die Maßregeln hinzuweiſen, die ihm ge— 
eignet erſcheinen, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe eben dieſes 
Mittelſtandes zu verbeſſern. Zu ihm gehören nach der An- 
ſicht des Verfaſſers die meiſten höhern Beamten, die Uni— 
verſitätsprofeſſoren und Lehrer aller Art, die Privat⸗ 
gelehrten, Rechtsanwälte, Geiſtlichen, Aerzte, Künſtler und 
die Offiziere der untern wie der mittleren Chargen, alles 
in allem eine ſehr breite ſoziale Schicht, in deren Reihen 
unendlich mehr verſchleierte und verſchämte Not herrſcht, 
als gewöhnlich angenommen wird. Wenn die Unterſuchung 
des Verfaſſers auch ausſchließlich auf dem Boden deutſcher 
Verhältniſſe ſich bewegt, ſo treten uns im allgemeinen 
doch Zuſtände entgegen, die mehr oder weniger auch in 
andern Ländern zu beobachten ſind und höchſtens graduell, 
aber nicht weſentlich verſchiedene Züge aufweiſen. Einige 
ſpezifiſch nationale oder durch die Beſonderheiten der 
Staatsorganiſation bedingte Nuancen ſpielen dabei keine 
entſcheidende Rolle, denn in allen europäiſchen Kultur⸗ 
ländern ſteht die Klaſſe, um die es ſich hier handelt, unter 
annähernd gleichen Exiſtenzbedingungen, wie ſie auch überall 
mit denſelben oder doch ähnlichen ſozialpſychologiſchen Merk— 
malen behaftet iſt. Nur das militäriſche Element dieſer 
Schichte kommt in einigen Ländern, wie z. B. in der 
Schweiz und in England, überhaupt nicht oder doch nur 
in geringem Umfange in Betracht. Iſt die Klaſſe, deren 
Beſtandteile der Verfaſſer in dem Begriff des „höheren 
Mittelſtandes“ zuſammenfaßt, auch keine nivellierte Maſſe, 
ſo hat ſie als Konſument doch abſolut einheitliche Intereſſen, 
und dies iſt der Geſichtspunkt, von dem aus ſowohl die 
Not wie die Mittel zu ihrer Beſeitigung betrachtet wurden. 
Aus den Erörterungen ſpricht ein ſcharfer Beobachter, der 
zwar durch eine ſtark konſervativ gefärbte Brille in die 
Welt hineinſchaut, aber doch auch wiederum einen ſehr 
unbefangenen Sinn und eine nicht gewöhnliche Einſicht in 
das Weſen der Dinge bekundet. Wir möchten zwar nicht 
alle ſeine Anſichten unterſchreiben, aber es ſind doch wenige 
darunter, die nicht Stoff zu einem tiefern Nachdenken 
lieferten, auch wenn fie eine ſehr einſeitige Auffaſſung ver⸗ 
raten. Es iſt ein beſonderes Verdienſt des Verfaſſers, das 
ihm nicht hoch genug angerechnet werden kann, daß er 

Die Not des höheren Mittelſtandes und die Maßregeln gegen 
Teuerung und Luxus. Von einem höheren Verwaltungsbeamten. 
Berlin 1910. Erich Weber, Verlag. 94 Seiten. 
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bei der Erörterung ſeines Mittelſtandsproblems die ſo be- 
liebte Berufung auf die Staatshilfe in ihre natürlichen 
Grenzen verweiſt und die Selbſthilfe ökonomiſcher und 
moraliſcher Art in den Vordergrund ſchiebt. Die Be— 
wegung, die er einzuleiten ſucht, iſt gewiſſermaßen eine 
konträre Mittelſtandspolitik, inſofern ſie nämlich vorwiegend 
auf die Selbſtreform der leidenden Elemente gerichtet iſt 
und die ſonſt bei aller Mittelſtandsretterei üblichen Phraſen 
verſchmäht. Nach der Anſicht des Verfaſſers leiden unter 
dem Drucke der derzeitigen Teuerung die unteren 
Schichten des Mittelſtandes, die Handwerker, die Klein— 
kaufleute, die Unterbeamten u. ſ. w. aus verſchiedenen Grün— 
den weniger als die oberen. Ohne Schlendrian, mit Fleiß, 
Geſchick und Verſtändnis betrieben, habe, wie er bemerkt, 
das Handwerk immer noch einen goldenen Boden und 
ebenſo, wie den Angehörigen dieſes Berufsſtan des gereiche 
den Kaufleuten die allgemeine Erhöhung der Preiſe im 
eigenen Geſchäft zum Vorteil, vor allem aber könnten ſie 
die Ausgaben für ihren Unterhalt, für Ausbildung der 
Kinder, für Wohnung und Kleidung auf das Notwendigſte 
einſchränken, ohne deshalb in ſozialer Hinſicht Rückſchritte 
zu machen, was der Oberſchicht des Mittelſtandes bei den 
jetzt allgemein herrſchenden Anſchauungen nicht möglich 
ſei. Obwohl die dienſtlichen Bezüge der höheren Beamten 
eine Aufbeſſerung erfahren hätten, entſprächen ſie doch 
keineswegs den hohen Preiſen aller Lebensbedürfniſſe und 
ſelbſt bei beſcheidener Lebensführung deckten ſie nicht die 
Koſten eines ſtandesgemäßen Familien haushaltes und 
der Ausbildung eines oder gar mehrerer Söhne für den 
Beruf des Vaters. Hier beſonders kommt der altkonſervative, 
auf die Feſthaltung traditioneller Verhältniſſe gerichtete 
Sinn des Verfaſſers zum Ausdruck. Er iſt der Meinung, 
daß die Nachkommenſchaft einer „höheren Familie“ nicht 
aus der einmal erreichten ſozialen Poſition der letztern 
herausfallen ſollte und daß eine allgemeinere Durchbrechung 
dieſes Prinzips einen erheblichen Verluſt für Volk und 
Raſſe bedeute, der nur ſelten durch einen gleichwertigen 
Erſatz ausgeglichen werde. Sein Ideal iſt, daß die Söhne 
dem Berufe oder doch dem Bildungsſtande des Vaters 
folgen, wenn er es auch für erwünſcht hält, daß Männer 
aus den einfachſten Verhältniſſen zu den höchſten Ehren— 
ſtellen emporſteigen können und den obern Klaſſen friſches 
Blut zuführen. Bei aller Anerkennung der Bedeutung 
traditioneller Ausleſe kann man in dieſer Hinſicht auch 
anderer Anſicht ſein und die ſoziale Umſchichtung einzelner 
Nachwuchselemente des höhern Mittelſtandes unter Um— 
ſtänden ſogar als eine ganz geſunde Reaktion gegen In— 
zuchtserſcheinungen bedenklicher Art empfinden. Schließlich 
iſt die Erhaltung und Fortbildung des Kulturerbes doch 
nicht allein Sache einer „guten Kinderſtube“, ſondern auch 
eine Frage der ſozialen Beweglichkeit und der Ausdehnung 
der Kulturerrungenſchaften auf alle Stände der Geſellſchaft. 
Fallen einzelne Sprößlinge des höhern Mittelſtandes aus 
der Verpuppung der Tradition heraus, ſo iſt das an ſich 
weder ein Unglück für fie ſelbſt, noch auch für die Geſamt⸗ 
heit oder für die Raſſe, ſofern ſie nur wirkliche Vorzüge 
der Bildung und des Charakters beſitzen und dieſelben in 
der Umwelt einer andern Poſition geltend zu machen 
wiſſen. Iſt es recht mit ihnen beſtellt, ſo werden ſie jeden 
Beruf, dem ſie ſich zuwenden, kulturell befruchten und ſo— 
mit zur ſozialen Erhebung desſelben beitragen, wogegen 
die Beanſpruchung kaſtenmäßiger Privilegien von vorn— 
herein als ein Zeichen der Schwäche, wenn nicht gar als ein 
ſoziales Degenerations-Symptom angeſehen werden kann. So 
hat in den heutigen Verhältniſſen kein beſonderer Stand 
ein Recht auf akademiſche Ausbildung ſeines Nachwuchſes, 
und wenn der Verfaſſer die ſtatiſtiſch feſtgeſtellte Tatſache, 
daß zwei Drittel aller auf den preußiſchen Univerſitäten 
ſtudierenden jungen Leute von nicht akademiſch gebildeten 
Vätern abſtammen, als ein ungeſundes Verhältnis be— 
zeichnet, ſo ließen ſich daran wohl Betrachtungen knüpfen, 
die nicht unbedingt in die Schlußfolgerungen des Ver— 


faſſers zu münden brauchen und deren Ergebniſſe ſich 
leicht gegen ſein eigenes Ausleſeſyſtem wenden könnten. 
Eben weil Bildungsprivilegien beſtehen, die der gleich— 
mäßigen Ausleſe wirklich Befähigter Schranken ziehen, 
herrſcht ein ungeſunder Andrang zu Berufsſtellungen, die 
akademiſche Bildung vorausſetzen oder eine ſolche aus 
Gründen geſellſchaftlicher Wertung als angemeſſen er— 
ſcheinen laſſen. Immerhin iſt dem Verfaſſer beizupflichten, 
wenn er das der Macht des Geldes unterſtellte Ausleſe 
Prinzip als etwas durchaus Minderwertiges bekämpft. 
Was uns hier nun vor allem intereſſiert, das ſind 
die Mittel, die vorgeſchlagen werden, um dem ökonomiſchen 
Niedergang des höheren Mittelſtandes wirkſam zu be— 
gegnen. Der Verfaſſer hat richtig erfaßt, daß es ſich in 
erſter Linie darum handelt, den einzelnen Gliedern des 
Standes durch geeignete Maßregeln die Möglichkeit zu 
bieten, in ihrem Privathaushalte das Gleichgewicht zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen. Er hat auch er— 
kannt, daß eine Erhöhung der Gehälter, falls überhaupt in 
abſehbarer Zeit darauf gerechnet werden könnte, zur Beſſerung 
der Verhältniſſe nur wenig beitragen würde, da dann 
alsbald wieder weitere Preisſteigerungen eintreten dürften. 
Lohn- und Gehaltserhöhungen können eben nur ſo lange 
Erleichterung ſchaffen, als der Teuerungsſtrom noch nicht 
alle Poren des geſellſchaftlichen Organismus durchdrungen 
hat, denn Einkommen und Lebensmittelpreiſe ſtehen in dem 
Verhältnis einer mechaniſchen Wechſelwirkung und es voll— 
zieht ſich da immer der Kreislauf eines automatiſchen 
Ausgleichs, in deſſen Tendenz es liegt, die urſprünglichen 
Exiſtenzbedingungen wieder herzuſtellen. Was ſich ändert, 
iſt nur der Wertmaßſtab, indem die Kaufkraft des Geldes 
ſich vermindert. In dem Tempo, in welchem die urſprüng— 
lich partiellen Veränderungen ſich verallgemeinern, erneuert 
ſich inmitten anderer Wertverhältniſſe der alte Notſtand, 
wo immer Teuerungszuſtände beſtehen. Gegen dieſes wirk— 
lich „eherne Geſetz“ gibt es zunächſt nur ein Schutzmittel: 
Vereinfachung der Lebenshaltung durch Verminder— 
ung von Luxus und Umgehung unnötiger Speſen, die den 
Produktions- und Zirkulationsprozeß der Güter belaſten. 
Unſer Verfaſſer zieht dies alles in dem ökonomiſchen Be— 
griff der „Herabminderung der Ausgaben“ zuſammen. 
Durch Einſchränkung des Aufwandes müſſen Erſparniſſe 
erzielt werden. Wirkſam kann, wie er klar erkannt hat, die 
Teuerung nur aus der konſumtiven Sphäre heraus be— 
kämpft werden. Die Grenzen derſelben wurden von ihm 
aber ſehr weit gezogen. Das Reich der Ausgaben umfaßt 
ein gar großes Feld und jeder einſeitige Reformverſuch 
würde ein Schlag ins Waſſer ſein oder doch eine durchſchlagende 
Wirkung verfehlen. Es gilt, den Konſumenten in eine um— 
faſſende Kampfſtellung zu bringen, ihn nach allen Seiten 
hin widerſtandsfähig zu machen. Natürlich hat nun der— 
jenige, der den Kampf mit möglichſt wenigen Bedürfniſſen 
aufnimmt, einen gewaltigen Vorſprung. Die finanzielle 
Not des höheren Mittelſtandes iſt, wie der Verfaſſer des 
Weiteren erörtert, nicht nur auf die allgemeine Teuerung, 
ſondern zum großen Teil auch auf die Verſchwendungs— 
ſucht zurückzuführen, die, wie in faſt allen andern Teilen der 
Bevölkerung, ſo auch in dieſer Klaſſe ſeit Jahrzehnten in 
zunehmendem Maße herrſcht. In Bezug auf Kleidung, 
Geſelligkeit und Wohnung wird nach ihm ein Aufwand 
getrieben, der die finanzielle Kraft des Standes weit über— 
ſteigt. Seit etwa einem halben Jahrhundert, ſagt er, ſei 
der geſellige Verkehr immer üppiger und geiſtloſer gewor— 
den, Eſſen und Trinken ſpielten die Hauptrolle und auf 
allerlei Aeußerlichkeiten werde der größte Wert gelegt. 
Meiſtens wolle man den „geſelligen Verpflichtungen“ 
„ſtandesgemäß“ genügen, und als einziges Ergebnis blieben 
die hohen Koſten, die bei vielen Offizieren und Beamten 
mehr als ein Zehntel ihres Dienſteinkommens ausmachten. 
„Aber auch in jeder andern Hinſicht herrſcht Ueppigkeit und 
Verſchwendungsſucht. Der ganze Zuſchnitt unſeres 
Lebens iſt zu groß“. Bewußte und beabſichtigte Ein— 


fachheit iſt faſt nirgends mehr zu finden und die heran— 
wachſende Jugend iſt noch verwöhnter als das ältere 
Geſchlecht. Man fragt nicht mehr: „Welche Ausgaben 
können wir mit unſeren Einnahmen beſtreiten?“, ſondern: 
„Was iſt chie und modern? und was müſſen wir des— 
halb haben?“. Für Tabak und Alkohol einſchließlich Trink— 
gelder verausgabt das deutſche Volk nach Schätzung von 
ſachverſtändiger Seite jährlich 4% Milliarden Mark, d. h. 
mehr als ein Siebentel ſeines auf 30 Milliarden Mark 
geſchätzten Einkommens und 50 %% mehr als die von ihm 
an das Reich, die Bundesſtaaten, die Gemeinden, Kom— 
munalverbände und Kirchengemeinden zu entrichtenden 
Steuern. An dieſer Verſchwendung ſind aber, wie in der 
Schrift betont wird, nicht nur die verſchiedenen Schichten 
des höheren Mittelſtandes, ſondern alle Volkskreiſe und 
nicht zum wenigſten auch die Angehörigen des Arbeiter— 
ſtandes beteiligt. Im Allgemeinen — das iſt der Sinn 
aller diesbezüglichen Ausführungen des Verfaſſers — haben 
die Gehalts- und Lohnerhöhungen weit mehr eine Steigerung 
der Verſchwendungsſucht als eine Verfeinerung der Lebens— 
führung bewirkt. Die Anſprüche auf ſehr fragwürdige Ge— 
nüſſe, mehr oder weniger unvernünftige Vergnügungen und 
geſellige Nichtigkeiten ſind geſtiegen, während die Nach— 
frage nach wirklichen Kulturwerten geſunken iſt. So kommt 
denn der Verfaſſer zu der Grundforderung einer allgemeinen 
Vereinfachung der Lebenshaltung oder mit andern Worten 
zu einer moralischen Erhebung der Konſumenten und da 
er von den Alten wenig zu erwarten ſcheint, legt er den 
Akzent auf die entſprechende Erziehung der Jugend, in 
der er es die Zukunft des Volkes zu retten gilt. Er ſagt 
es zwar nicht, aber aus der Summe ſeiner Erörterungen 
geht die eine bedeutſame Schlußfolgerung hervor: Verein— 
fachung der Lebenshaltung iſt nichts anderes als ſittliche 
Disziplinierung des Konſums, Schärfung der Sinne für 
gediegene Lebenswerte und Kampf um eine edlere Exiſtenz. 
Die Verteuerung des Daſeins durch unvernünftige Ver— 
ſchwendung iſt der negative, Verbilligung desſelben durch 
rationelle Regelung der Bedürfniſſe iſt der poſitive Pol 
des Problems. Der Konſument rückt in den Mittelpunkt, 
von dem aus zur Herſtellung des Gleichgewichts mit 
negativen und poſitiven Reagentien operiert werden muß. 
Nicht zum mindeſten handelt es ſich dabei auch darum, 
den Kampf zwiſchen Erzeuger und Verbraucher zum Aus— 
trag zu bringen und einen billigen Ausgleich der beider— 
ſeitigen Intereſſen herbeizuführen. Der Konſument muß 
den Produzenten und der Produzent den Konſumenten 
kontrollieren, natürlich auch da, wo ſich beide in ein und 
derſelben Perſon, d. h. ohne auffällige Gegenſätzlichkeit in 
rein perſönlicher Polarität repräſentieren. Das ſind wieder— 
um nicht die Worte des Verfaſſers, aber es iſt der Sinn 
ſeiner Erörterungen, den er an konkreten Fällen demon— 
ſtriert. Seine Kaſuiſtik klingt nicht ſelten recht feindſelig 
gegen ganze Gruppen von Arbeitern und Konſumenten, 
bei genauer Ueberlegung kommt man aber ſchließlich leicht 
auf denſelben Standpunkt. So zum Beiſpiel, wenn er auf 
die lebensverteuernden Wirkungen der paſſiven Reſiſtenz 
hinweiſt, die er beſonders in den Kreiſen der Bauarbeiter 
beobachtet haben will. Tatſächlich gibt es ſo etwas, und 
wir wiſſen aus eigener Erfahrung und Beobachtung, wie 
verhängnisvoll hier und da im Bereiche des Genoſſenſchafts— 
weſens nicht nur unvorſichtige Arbeitseinſtellungen, ſondern 
auch Fälle paſſiver Reſiſtenz gewirkt haben. Im Bau— 
genoſſenſchaftsweſen verurſachen ſie ſtets eine beträchtliche 
Verteuerung; der Wohnungserſtellung, die dann wieder 
durch entſprechend höhere Normierung der Mietspreiſe oder 
durch unverhältnismäßig ſtarke Abſchreibungen ausgeglichen 
werden muß, jo daß der Konſument, in dieſem Falle alſo 
der Mieter, die Mehrkoſten zu beſtreiten hat. In einem 
kleineren überſichtlichen Kreiſe ſind dieſe Folgen leicht zu 
kontrollieren und wir haben auch ſelbſt Gelegenheit gehabt, 
wiederum zu beobachten, wie in einem Falle, wo die In⸗ 
tereſſen einer Anzahl von Produzenten und Konſumenten 
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zuſammenfielen, den meiſten Intereſſenten eine eingetretene 
Wechſelwirkung der oben bezeichneten Art zum klaren Be— 
wußtſein kam. Vielfach iſt es der Mangel an Einſicht in 
das Weſen wirtſchaftlicher Wechſelbeziehungen, welcher zur 
Verteuerung des Lebens nicht Unerhebliches beiträgt und 
wenn man alle ſozialen Fragen von dieſem Geſichtspunkte 
betrachtet, drängt ſich als ultima ratio immer wieder die 
Notwendigkeit des ausgleichenden Prinzips unmittelbarer 
Teilhaberſchaft auf, das ſich eben in der Genoſſen— 
ſchaftsbewegung zu verwirklichen ſtrebt. Es liegt nun aber 
in dem Weſen der gegenwärtigen, auf dem Konkurrenz- 
ſyſtem beruhenden Wirtſchaftsordnung, daß die negativen 
wie auch die poſitiven Polaritäten leichter in der Sphäre 
der Konſumtion, als in der der Produktion gefühlt und 
erkannt werden, weshalb die Organiſation der Konſumenten 
als das dringendere Poſtulat erſcheinen muß. Daher kam 
auch unſer Verfaſſer gleichſam inſtinktiv und ohne theo— 
retiſche Begründung, rein aus praktiſchen Schlußfolgerungen 
heraus zu der Erkenntnis, daß die ganze Maſſe der Kon— 
ſumenten organiſiert werden muß. Ihn leitet zunächſt 
freilich nur die Widerſtandsidee, aber zwiſchen den Zeilen 
iſt nicht ſelten das tiefere Verſtändnis für das eigentliche 
Problem zu leſen. „In dem wirtſchaftlichen Kampf um die 
Höhe der Preiſe, ſagt er, der in dem Augenblick der 
Trennung von Gütererzeugung und Güter— 
verbrauch begonnen hat, find die Produzenten faſt 
auf der ganzen Linie Sieger geblieben. Dagegen fehlt es 
den Verbrauchern an jeder ihre Geſamtheit umfaſſenden 
Organiſation. Die aus ihren Reihen gebildeten Vereine 
(Konſumvereine, Rabattſparvereine (?!), Baugenoſſenſchaften, 
Mietervereine u. a.) haben bei beſchränkter Mitgliederzahl 
lediglich lokale Bedeutung. Eine ausſchließlich den Vorteil 
der Konſumenten wahrnehmende Preſſe gibt es nicht. Da— 
her kommt es, daß die gütererzeugenden Stände allein 
die öffentliche Meinung beherrſchen“. 5 
Wie man ſieht, iſt dem Verfaſſer das Verſtändnis 
für das Weſen der föderaliſtiſchen Konſumgenoſſen— 
ſchaftsbewegung noch nicht aufgegangen. Er kennt nur 
lokale Konſumenten-Organiſationen, die bei ihrer Zer— 
ſplitterung der Kräfte natürlich wenig auszurichten ver— 
mögen, von dem unzuläſſigen Einbezug der Rabattſpar— 
vereine, die gewiß nicht auf Konſumenten-Schutz bedacht 
ſind, ganz abgeſehen. Immerhin betont er die ökonomiſche 
Bedeutung des Konſumvereins und in einiger Ueber— 
ſchätzung der Geiſtesart der konſervativen Partei, zu der 
er ſich rechnet, äußert er an einer andern Stelle, wie un— 
verſtändlich es ſei, daß dieſe ſonſt doch nicht in grauer 
Theorie befangene Partei es fertig bringe, den Kampf 
gegen die Konſumvereine zu unterſtützen. Der Verfaſſer 
ſchwärmt nicht für die kleinen Geſchäfte, die „wie die Pilze 
aus der Erde ſchießen“, ſondern hält es für notwendig, 
daß auf Zentraliſation des Nahrungsmittelhandels, auf 
großen und ſchnellen Umſatz, zuverläſſige Bezugsquelle mit 
guten Waren zu mäßigen Preiſen und auf möglichſte 
Reduktion der Unkoſten geſehen werde. Weil er nun aber 
die organische Form der Konſumenten-Vereinigung, wie 
ſie uns in der föderaliſtiſchen Konſumgenoſſenſchaftsbewe— 
gung entgegentritt, überſah, vielleicht auch, weil er den 
übrigens nicht direkt geäußerten Argwohn hegt, daß in 
ihr einmal der Arbeiter-Produzent, gegen deſſen gelegent— 
lich terroriſtiſche Neigungen er nur mit gleichfalls terro— 
riſtiſchen Maßregeln aufzuwarten hat, den Konſumenten 
beherrſchen könnte, redet er einer ganz neuen Organiſation, 
nämlich der „Bildung eines allgemeinen Vereins von Ver— 
brauchern“ das Wort, einem „Verein von Konſumenten, 
der von tüchtigen, tatkräftigen und ſelbſtloſen Männern 
geleitet, ſich in feſter Organiſation über das ganze Reich 
erſtreckt“. Dieſer ſoll eine eigene Preſſe ſchaffen, durch 
ſeine leitenden Organe die Preisbildung ſtudieren und 
kontrollieren, Vorſchläge zur Herabminderung der Preiſe 
machen und an zuſtändiger Stelle entſprechende Maß— 
regeln beantragen, Unterſuchungen über privatwirtſchaft⸗ 
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liche Fragen einleiten oder veranlaſſen, Voranſchläge 
für den Haushalt von Familien entwerfen und den 
Verbrauchern unter Warnung vor ſchlechten Lieferanten 
gute und billige Bezugsquellen empfehlen. Beſonders 
ſoll er aber auch allem „Streben nach Einfachheit“ den 
Rücken ſtärken und den Sinn für Sparſamkeit bei Jung 
und Alt pflegen. Der Verein ſoll überhaupt eine umfaſſende, 
großzügige Wirtſchaftsreform betreiben, immer mit der 
Grundtendenz, das Leben zu verbilligen. Durch die ganze 
Schrift zieht ſich wie ein roter Faden das ſtille Bekenntnis, 
daß die Politik der Parteien und der Kampf der Produ— 
zenten alles durcheinander bringt und zu einem gordiſchen 
Knoten verwirrt, und daß man deshalb für längere Zeit 
politiſche Fragen nicht weiter verfolgen, vielmehr alle Vater— 
landsfreunde durch gemeinſame Arbeit auf kulturellem und 
wirtſchaſtlichen Gebiet zum Beſten des Ganzen vereinigen 
jollte. In der Schrift werden die mannigfaltigſten Reſorm— 
vorſchläge entwickelt, die teils in das Gebiet der Privat-, 
teils in das der Staats- und Gemeindewirtſchaft eingreifen. 
Sie ſind in ihrem poſitiven Beſtande meiſtens von durchaus 
fortſchrittlichemundgemeinſinnigem Geiſte getragen und gegen 
jede Art von ſelbſtſüchtigem Monopol gerichtet. Mit beſonderer 
Verve hat ſich der Verfaſſer auf die Wohnungsfrage ſowie 
auf die Bau- und Verkehrswirtſchaft geworfen. Sehr be— 
achtenswert ſind die Vorſchläge, die er zur Belebung und 
kulturellen Inkorporation zurückgebliebener Kleinſtädte macht. 
Dabei ſind aber alle ſeine Prinzipien und Pläne auf den 
vorherrſchenden Grundſatz der Verbilligung und Verein— 
fachung des Lebens geſtimmt. Er rechnet mit einer Geſamt— 
erſparnis von 20—40 % der bisherigen Ausgaben. Für 
die große Maſſe des Volkes, ſagt er, werde dadurch ein 
beträchtliches Quantum höherer Kaufkraft frei, das zur 
Beſtreitung notwendiger und nützlicher Ausgaben verwendet 
werden kann und ſoll, woraus auch die geſamte geſunde 
Produktion ihren Vorteil ziehen würde. Die bei zielbe- 
wußtem Vorgehen unausbleiblichen Erfolge, meint er weiter, 
werden eine günſtige, zugleich belebende und beruhigende 
Wirkung auf die Stimmung der Bevölkerung ausüben 
und dadurch auch für ſpätere Verhandlungen über politiſche 
Fragen die Bahn ebnen. 

Eine einläßlichere Kritik des entrollten Organiſations— 
plans können wir uns hier erſparen. Es iſt nicht ausge— 
ſchloſſen, daß die Anregung in engerem oder weiterem 
Rahmen aufgegriffen wird, aber was auch immer auf dieſer 
Grundlage geſchaffen werden mag — es wird nicht von 
Dauer ſein, da eine derartige Organiſation niemals die 
Herrſchaft über die Subſtanz des Verbrauchs gewinnen 
kann. Sie wäre eine andere Käuferliga, und wie dieſe 
ohne ſelbſtorganiſatoriſche Kraft — eine Konſumenten-⸗ 
Gewerkſchaft, nicht viel mehr. Das, was der Verfaſſer 
eigentlich erſtrebt, iſt nur auf dem Wege des konſum⸗ 
genoſſenſchaftlichen Föderalismus zu erreichen, wie denn 
ein erheblicher Teil ſeiner Gedanken beſſer und gehaltvoller 
iſt als ſein Organiſationsplan, der jedoch immerhin als 
ein bedeutungsvolles Signal zur Erhebung des Konſumenten 
in weitere Kreiſe hineintönen und Kräfte auf den Plan 
rufen kann, an deren ſyſtematiſche Sammlung bisher 
niemand dachte. K. M. 

Der Beſchluß des franzöſiſchen Sozialiſtenkongreſſes 
über die Konſumgenoſſenſchaften und die ſchweizeriſche Preſſe. 
Der am 17. Juli 1910 vom franzöſiſchen Sozialiſtenkon— 
greſſe angenommene Beſchluß zu Gunſten der „Neutralität 
und der Parteiunabhängigkeit der Konſumvereine wird 
von der „Bürgerzeitung“ und der „Gewerbezeitung“ als 
gegen die Neutralität gerichtet mitgeteilt. Darüber wundern 
wir uns nicht. Die Brille der beiden Blätter iſt jo genoſſen⸗ 
ſchaftsfeindlich gefärbt, fie möchten die Konſumgenoſſen— 
ſchaften jo gern zu ſozialdemokratiſchen Parteigebilden 
ſtempeln, daß ſie den franzöſiſchen Text nicht mehr ver— 
ſtehen können. 

Merkwürdiger aber ſind die in der Nummer vom 


18. Juli erſchienenen Mitteilungen einer Pariſer Korre— 
ſpondenz des „Vaterland“. „Dennoch ließ ſich der Kon— 
greß nicht zu der Autonomie der Konſumvereine be— 
kehren“ ſagt das Blatt. In Wirklichkeit nahm der Kongreß 
mit 202 gegen 141 Stimmen eine Reſolution au, die voll 
und ganz dieſe Autonomie anerkannt; die Mehrheit war 
auf der Seite Jaurès gegen Guesde. Weiter heißt es „Bis 
jetzt haben die Sozialiſten nur in ſehr wenigen Konſum— 
vereinen die Mehrheit; nun werden ſie wohl ihnen zu— 
ſtrömen und Unternehmungen daraus machen, die auch 
in finanzieller Hinſicht der Partei durch Beiträge zu Hilſe 
kommen“. Dieſer Satz enthält ſoviele Irrtümer als Wörter. 
Die Sozialiſten haben bis jetzt in Frankreich zahlreiche und 
aufblühende Konſumvereine ſpeziell in Paris und im Norden, 
ſowie eine raſch ſich entwickelnde Großeinkaufsgenoſſenſchaft 
gegründet; dieſe Vereine verpflichteten ſich finanziell etwas 
für die Partei zu tun, dieſer Pflicht aber kommen ſie nur 
in ſehr geringem Maße nach. Der Beſchluß des Kongreſſes 
macht ſie jetzt von der Partei vollſtändig los. Die Wand— 
lung geht alſo nicht den vom „Vaterland“ n 
H. 
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Stellungnahme chriſtlicher Sozialiſten zur a 
ſchaftsbewegung. In Bejancon tagte vor einigen Wochen 
ein internationaler Kongreß ſozialer Chriſten, der zu den 
Hauptfragen der ſozialen Bewegung Stellung nahm. Unter 
den Teilnehmern, die aus aller Herren Länder gekommen 
waren, tauchten einige ſehr intereſſante Geſtalten auf, 
Männer, in denen die Seele der erſten Chriſten wieder 
lebendig geworden und die mit den Grundſätzen des Evan— 
geliums Ernſt zu machen gedenken. Allzumeiſt Anhänger 
der urchriſtlichen Reichgottesidee, die ſie in das moderne 
Leben und ſeine Realitäten hineinzutragen ſuchen, ſind ſie 
von der älteren Richtung der Chriſtlich-Sozialen wohl zu 
unterſcheiden. Obwohl es verſchiedene Spielarten unter 
ihnen gibt, haben ſie doch das eine Gemeinſame, daß ſie 
alle auf die Verwirklichung der chriſtlichen Lebensideale 
hinarbeiten und die Verheißungen des Evangeliums nicht 
allein auf das Jenſeits beziehen. Sie ſind mehr oder 
weniger radikale Sozialiſten, welche ſich den ſozialen Fragen 
zwar vorwiegend von der Gefühlsſphäre aus nähern, da— 
bei aber doch auch nicht verſäumen, ſich auf den ein— 
ſchlägigen Gebieten praktiſch zu orientieren. In dieſer 
Stimmung find fie auch an die Genoſſenſchaftsfrage 
herangetreten. Profeſſor Ragaz-Zürich, der dem Ston- 
greſſe beiwohnte und in dem Juliheft der Zeitſchriſt „Neue 
Wege“ über die Verhandlungen berichtet, bemerkt dazu, 
daß dies der Punkt war, an dem die Debatte ſich feſt— 
zufahren ſchien. „Man konnte ſich über die Stellung zum 
Genoſſenſchaftsweſen, insbeſondere über das Verhältnis 
zwiſchen Kollektivismus und Staat nicht einigen; die Fach⸗ 
männer und Nichtfachmänner gerieten hart aneinander, 
man ſah nicht, wie man einen Ausweg finden konnte.“ 
Pfarrer Kutter-Zürich meinte, daß die Zeit für die 
Behandlung von Einzelfragen des ſozialen Lebens vom 
rein chriſtlichen Geſichtspunkte aus noch nicht gekommen 
ſei und daß es zunächſt gelte, jene Gotteskraft zu ge— 
winnen, von der aus alle dieſe Dinge ſich von ſelbſt machten 
und alle Probleme ihre Löſung fänden. Im Gegenſatz zu 
dieſer Auffaſſung zeigte Profeſſor Ragaz, wie man bei 
aller Betonung der letzten religiöſen Grundlagen und Ziele 
doch praktiſch eingreifen müſſe, weil man ſonſt die 
Wirklichkeit verlieren und auch zu keinem rechten Ver— 
ſtändnis des göttlichen Willens komme. Nur durch 
praktiſche Arbeit an den Problemen käme man vorwärts 
und ſelbſt Irrtümer und Niederlagen, denen man dabei 
ausgeſetzt ſei, enthielten Elemente der Förderung. Schließ— 
lich entſchied ſich der Kongreß für eine Stellungnahme, 
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die in der allgemeinen Prinzipienerklärung wie folgt um— 
ſchrieben iſt: „Das Genoſſenſchaftsweſen bildet 
ſchon heute eine Macht, die dazu befähigt iſt, 
die Beziehungen zwiſchen Kapital und Arbeit 
zu beſtimmen und es bereitet mit Erfolg die 
Umwandlung des egoiſtiſchen Eigentums in 
gemeinſchaftliches Eigentum und des Konkur— 
renzprinzips in das Prinzip der Solidarität 
vor.“ 

Die weiteren nicht unmittelbar einſchlägigen Er— 
klärungen berühren die Verteilung der natürlichen und 
ſozialen Reichtümer, die demokratiſche Verwaltung, die 
Bedeutung der Arbeiterorganiſationen und die Begrenzung 
ihrer Kampfbewegungen. Sie beſagen: 1. „Es kann von 
Nutzen ſein, daß die Allgemeinheit gewiſſe natürliche und 
ſoziale Reichtümer für ſich beanſprucht, aber jeder Art 
induſtriellen Betriebes des Staates oder der Gemeinde 
muß der Aufſicht ſowohl der Angeſtellten als auch der 
Konſumenten unterſtellt ſein. 2. Unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen erſcheint eine ſtarke Arbeiterorganiſation als 
die Grundbedingung, ohne die keine ökonomiſche Einrich— 
tung fruchtbar wäre. Es gilt darum, beſſere Beziehungen 
zwiſchen den Arbeitgebern und den Gewerkſchaften herzu— 
ſtellen, was zur Folge hätte, daß dieſe letzteren aus ihrer 
Kampfesſtellung mehr heraustreten und ſich ungehemmter 
den praktiſchen Reformen zuwenden könnten. 3. Die Ver— 
teidigung der Klaſſenintereſſen muß als berechtigt anerkannt 
werden; aber einerſeits müſſen bei jedem Konflikt aufrichtige 
Verſuche zur Verſöhnung oder zu ſchiedsgerichtlichem Ent— 
ſcheid gemacht werden, anderſeits wäre es nicht richtig, 
eine auf fortwährenden Krieg gerichtete ökonomiſche und 
ſoziale Ordnung als endgiltig zu betrachten. 4. Der 
Christ muß jede Art von Gewalttat im wirtſchaſtlichen 
Kampf energiſch verurteilen, ob ſie von Seiten des Kapitals 
oder der Arbeit ausgehen mag.“ 

Im Uebrigen erklärte der Kongreß, daß es nicht Sache 
der chriſtlichen Sozialiſten ſein könne, ein letztes Ideal zu 
umſchreiben, vielmehr wollten ſie in einem beſtändigen 
Streben nach individueller und ſozialer Er— 
neuerung die freie und brüderliche menſchliche 
Gemeinſchaft vorbereiten, die ſie das Reich 
Gottes nennen. 

Den Verhandlungen des Kongreſſes, der von dem 
Genfer Auguſt de Morſier inſpiriert und geleitet wurde, 
folgten etwa zweihundert Perſonen, Männer und Frauen, 
Geiſtliche und Laien. Die meiſten Teilnehmer waren 
natürlich franzöſiſcher Nationalität, doch hatte ſich auch 
eine anſehnliche Zahl von Schweizern, Deutſchen, Eng— 
ländern, Italienern und Belgiern eingefunden. Von be— 
kannten Genoſſenſchaftern bemerkte man Charles Gide, 
der von Ragaz charakteriſiert wird als „der feine, etwas 
reſigniert gewordene Weiſe, dem es nie an einem freund— 
lichen und humoriſtiſchen Worte zur Beruhigung der Geiſter 
fehlt“. Gide ſcheint indes hauptſächlich in der dem Kon— 
greß vorausgegangenen Verſammlung der „Geſellſchaft für 
praktiſches Studium der ſozialen Fragen“ (Assoeiation 
pour Létude pratique des questions sociales) hervor— 
getreten zu ſein. -g. 
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Wirtſchaftsarchive. Auf eine Anregung hin, die ſeiner 
Zeit Herr Profeſſor Dr. G. Bachmann in Zürich gemacht, ſollen 
nun auch in der Schweiz Wirtſchaftsarchive gegründet 
werden. Während in Baſel die bezüglichen Beſtrebungen 
noch zu keinem poſitiven Reſultat geführt haben, haben 
die ſtadtzürcheriſchen Behörden bereits den Antrag geſtellt, 
an ein in Zürich zu gründendes ſchweizeriſches Wirt— 
ſchaftsarchiv einen jährlichen Beitrag von Fr. 1000 zu 
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leiſten und geeignete Räumlichkeiten für deſſen Unter- 
bringung zur Verfügung zu ſtellen. 

Ueber die Aufgaben, die dieſem zürcheriſchen „Schweiz. 
Wirtſchaftsarchiv“ zugedacht ſind, äußert ſich die betreffende 
Weiſung des Stadtrates folgendermaßen: 

„Das Archiv bezweckt die Sammlung der regelmäßigen 
Veröffentlichungen ſchweizeriſcher wirtſchaftlicher Verbände 
und Unternehmungen des Handels, der Induſtrie, des 
Verkehrs-, Bank- und Verſicherungsweſens, von Statuten, 
Proſpekten, Geſchäftsbedingungen, typiſchen im Geſchäfts— 
betrieb verwendeten Formularen, wirtſchaftlichen Gelegen 
heitsſchriften, Communiqués, Zeitungsausſchnitten mit 
wichtigen Nachrichten über Handel, Induſtrie und Verkehr, 
älteren Akten der Handelskammern, Handelsgeſellſchaften 
und Einzelfirmen, die für die Kenntnis und Entwicklung 
des Privatwirtſchaftsbetriebes von Wert find. Solche Wirt- 
ſchaftsarchive ſind neuerdings in verſchiedenen Städten des 
Auslandes, in Köln, Berlin, Leipzig, Frankfurt, Wien, 
geſchaffen und ſozuſagen vollſtändig der Benützung über— 
geben worden. In der Schweiz dagegen beſtehen erſt 
einige Anſätze in den Handbibliotheken der Handelskam— 
mern, und Wiſſenſchaft und Praxis empfinden den Mangel 
einer größeren Sammelſtelle. Erfreulich iſt es daher, daß 
ihm nun abgeholfen werden ſoll und daß geplant iſt, den 
Sitz des Archives nach Zürich zu verlegen. Hier wird es 
zu einer wertvollen Ergänzung der der Hochſchule dienen— 
den Auſtalten werden. Es wird den Studenten der 
Volkswirtſchaft und des Handels das zur Ergründung 
der Praxis des ſchweizeriſchen Wirtſchaftslebens erforder— 
liche Quellenmaterial zur Verfügung ſtellen und deſſen 
wiſſenſchaftliche Durchdringung und Verarbeitung ermög— 
lichen. Auch den im Dienſte des Handels, der Induſtrie 
und des Verkehrs ſtehenden Perſonen, den Mitgliedern 
von Behörden, Redaktoren von Handels- und Wirtſchafts— 
zeitungen, Handelskammerſekretären, Direktoren von Banken 
und Verſicherungsanſtalten wird es eine reiche Fundgrube 
ſein. Die Bedeutung eines ſolchen Archives kann ſomit 
nicht in Zweifel gezogen werden. 

Mit der Errichtung des Archives muß unverzüglich 
begonnen werden, weil das zu ſammelnde Quellenmaterial 
ſchon heute oft ſchwer zugänglich geworden iſt und vielfach 
untergeht. Je länger man mit dem Beginn des ſyſtemat— 
iſchen Sammelns wartet, um ſo ſchwieriger wird es, ſich 
ergebende Lücken auszufüllen.“ 

Bekanntlich haben wir im Verbande, ſeit ein ſtändiges 
Sekretariat beſtanden hat, von je großen Wert darauf 
gelegt, alle wirtſchaftlichen Vorgänge, die direkt oder in— 
direkt mit unſerer Bewegung zuſammenhängen, aufmerkſam 
zu verfolgen und alles einſchlägige Material in unſerem 
Archiv zu ſammeln 

Was hier nun in Zürich und Baſel angeſtrebt wird, 
beſitzen wir im Verbande für unſer Gebiet ſchon lange und 
es iſt auch die Benützung dieſer Materialien unter den 
nötigen Kautelen jeweils geſtattet worden. 

Immerhin iſt unſer Sammelgebiet beſchränkt und es 
darf die Aulage eines allgemeinen öffentlichen Wirtſchafts— 
archivs vom Standpunkt der Förderung wirtſchaftlicher 
Erkenntnis und wirtſchaftlichen Fortſchrittes begrüßt werden. 


Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 


4. Sitzung des leitenden Ausſchuſſes des Internatio— 
nalen Genoſſenſchaftsbundes. Am 17. Juni hat eine Sitzung 
des leitenden Ausſchuſſes in London ſtattgefunden, an der 
die Herren A. Williams, W. Maxwell, H. Vivian und Frl. 
Wadge teilnahmen. Der Ausſchuß beſchäftigte ſich in der 
Hauptſache mit internen Angelegenheiten und beſchloß unter 
anderem, Herrn Fairbrother, der den britiſchen Genoſſen— 
ſchaftsbund auf dem Genoſſenſchaftstage der franzöſiſchen 
Union eooperative vertreten ſollte, zu erſuchen, den Bund 
bei dieſer Gelegenheit mitzuvertreten. 
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Da Herr de Boyve mitgeteilt hatte, daß er nicht in 
der Lage ſei, am Kongreß in Hamburg teilzunehmen, ſo 
wurde auf ſeinen Vorſchlag beſchloſſen, Herrn Prof. Gide 
zu bitten, als Schriftführer des Kongreſſes zu fungieren. 
Ferner wurde die Aufnahme von 49 Genoſſenſchaften be— 
ſchloſſen, welche folgenden Ländern angehören: Oeſterreich 
(33), Großbritannien (14), Schweiz (1) und Italien (1). 
Die ſchweizeriſche Genoſſenſchaft, die aufgenommen wurde, 
iſt unſer Verbandsverein in Erſtfeld. 


Berbandätan der Rabativereine 


Nochmals der VIII. 
Deutſchlands. Im Nachtrag zu den Mitteilungen in Num— 
mer 31 ſtellt uns ein Teilnehmer an dieſer Tagung, der 


auch 17 ſchweizeriſche Delegierte beiwohnten, 
Stimmungsbild zu: 

„Vom Sonntag bis Dienstag hielt der Verband der 
deutſchen Rabattſparvereine in dem benachbarten Freiburg 
i. B. ſeine achte Generalverſammlung ab, welche von etwas 
über 400 Delegierten aus 341 Vereinen mit 57,500 Mit- 
gliedern aus allen Teilen Deutſchlands beſucht war; auch 
aus der Schweiz waren Delegierte geſinnungsverwandter 
Vereine vertreten; jo hatte die Basler Konſumgeſellſchaft 
drei Delegierte entſendet, desgleichen waren aus Luzern, 
Zürich, Biel und Bern ſolche erſchienen, die ſich aber alle 
in der Rolle des ſtillen Beſchauers bewegten. 

Schon die Eröffnungsrede des erſten Verbandsvor— 
ſitzenden, Buchdruckereibeſitzer Nikolaus aus Bremen, ließ 
deutlich erkennen, auf welchen Ton die Tagung geſtimmt 
war: Kampfgegen die Konſum vereine in jeder 
Form war die Parole, welche für dieſe Tagung ausge— 
geben war. Der Verband hatte zwar die Selbſthilfe als 
Loſungswort auf ſeine Fahnen geſchrieben, aber die Ver— 
handlungen haben gezeigt, daß er dieſer Parole nicht treu 
geblieben iſt. In herzbewegenden Worten klagte der 
Generalſekretär Beythien aus Hannover die Not des ſelbſt— 
ſtändigen Kaufmannes, der ſchutzlos und wehrlos zuſehen 
müſſe, wie ihm Konſumvereine und Warenhäuſer die 
Kundſchaft wegkapern. Die höchſten Rabattſätze vermögen 
die Kundſchaft nicht zu ködern, keine Verloſung wolle mehr 
helfen, die Detailhändler ſeien am Ende ihres Lateins, 
wenn der Staat hier nicht kräftig eingreife. Aber die 
Parlamente des Reiches und der Bundesſtaaten ſeien bereits 
genoſſenſchaftlich durchſeucht und von dorther ſei eine durch— 
greifende al nicht mehr zu erwarten. Immer mehr 
greife die Konſumbewegung um ſich, die deutſchen Konſum— 
vereine zählten bereits nahezu 7 Millionen Mitglieder ein— 
ſchließlich der Angehörigen, ſodaß jetzt ſchon jeder neunte 
Bewohner des deutſchen Reiches ſeine Bedürfniſſe im Konſum— 
verein deckt. Bereits ſeien die deutſchen Konſumvereine in 
ſozialdemokratiſchen Händen und welche Gefahr das für 
Deutſchland in ſich ſchließe, ſei gar nicht zu ermeſſen. 
ber kurz oder lang ſei die politiſche Gewalt in ſozial— 
demokratiſchen Händen. Jetzt ſei es noch Zeit, mit dieſer 
Politik Einhalt zu tun, aber bald nicht mehr. 

Alle bürgerlichen Elemente, denen es um Erhaltung der 
heutigen bürgerlichen Geſellſchaftsordnung Ernſt ſei, müſſen 
ſich aufraffen, um Front zu machen gegen die genoſſenſchaft— 
lichen Beſtrebungen, die das Fundament von Staat und Geſell— 
ſchaft untergraben; die bürgerlichen Parlamentarier ſeien 
zum Aufſehen gemahnt, bevor es zu ſpät ſei. In dieſem 
Tone geht es ſo anderthalb Stunden weiter, immer weh— 
mütiger und ergreifender, aber damit war das Thema natürlich 
noch lange nicht erſchöpft; der Kampf gegen die Konſum— 
vereine wurde am zweiten Tage des „Kongreſſes“ nochmals 
auf die Tagesordnung geſetzt und über zwei Stunden 
darüber debattiert. Ein Kaufmann Janſen hatte diesmal 
das „Referat“ übernommen. Wie der Generalſekretär, 
ſo hatte auch dieſer nur allgemeine Phraſen gebracht und 
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den Mittelſtand als unentbehrlichen Beſtandteil des heu— 
tigen Staates bezeichnet. Er ſchimpfte auf die Steuer— 
freiheit der Konſumvereine, auf die beſonderen Vorzüge 
und Begünſtigungen, welche der Staat den Konſumvereinen 
zuteil werden laſſe, Vorzüge und Begünſtigungen, von 
denen die deutſchen Konſumvereine ſelber keine Ahnung 
haben. Um die Konſumvereine in ihrer weiten Ausdehnung 
zu behindern, wird eine kräftig wirkende progreſſive Reichs— 
umſatzſteuer gefordert. Den Beamten muß die Mitwirkung 
an der Verwaltung der Konſumvereine ſtrenge verboten 
werden, und den beſonderen Beamtenkonſumvereinen müſſen 
erhebliche Beſchränkungen auferlegt werden. Dieſe Vor— 
ſchläge haben natürlich den ungeteilten Beifall gefunden 
und ſind zum Beſchluß erhoben worden. Ein anderer 
Redner fordert geſetzliche Beſtimmungen über die größere 
Sicherheit der Sparguthaben der Konſumvereinsmitglieder 
bei den Verwaltungen dieſer Genoſſenſchaften und namentlich 
eine beträchtliche Einſchränkung des Verfügungsrechtes. 
Dieſe Fürſorge für die Konſumvereinsmitglieder, ihre 
ſchlimmſten Feinde, iſt wirklich zu rührend und die deutſchen 
Konſumvereine werden ſich dafür ſicherlich auch dankbar 
erwieſen. Zu einem Antrag an die Parlamente hatte ſich 
dieſe Anregung indeſſen nicht verdichtet; ſie bleibt für 
ſpätere Zeiten in Reſerve. Es ſind in dem Kongreß aber 
auch gute Vorſchläge gefallen, mit denen ſelbſt die Konſum— 
vereinsmitglieder, deren Beſtreben ja nur iſt, gut und 
billig einzukaufen, einverſtanden ſein können. Der frühere 
demokratiſche Landesausſchußabgeordnete Klaiber aus Mül— 
hauſen i. E. hat einen ſolchen Vorſchlag gemacht. Er empfiehlt 
der Verſammlung, als einziges und wirkſamſtes Mittel zur 
rationellen und wirkſamen Bekämpfung der Konſumvereine, 
daß man beſſer und billiger verkaufe, wie dieſe. Während 
die Referenten, welche ſtrenge drakoniſche geſetzliche Maß— 
nahmen gegen die Konſumvereine verlangten, ſtürmiſchen 
Beifall ernteten, war die Verſammlung bei dieſen Vor— 
ſchlägen mäuschenſtill geblieben. Kein Bravo, kein Hände— 
klatſchen hörte man da, und keiner kam, der dieſen Antrag 
zum Beſchluß erhoben wiſſen wollte. Beſſer und bil— 
liger verkaufen als die Konſumvereine wollen 
alſo die deutſchen Rabattſparvereine nicht, 
ſonſt hätten ſie den Antrag Klaiber zum Be— 
ſchluß erhoben. Das Schweigen über dieſen 
Antrag prägt der ganzen Veranſtaltung der deutſchen 
Rabattſparvereine den Stempel einer unreellen Mache auf. 
Einen ſolchen Gegner, dem allein die Mahnung zur Reellität 
ichon Beſchwerden macht, brauchen die deutſchen Konſum— 
vereine nicht zu fürchten, auch wenn dieſer ſtolz Selbſthilſe 
auf ſeine Fahne geſchrieben und noch lauter wie die not— 
leidenden deutſchen Agrarier nach Staatshilfe ſchreit. Mit 
vollen Backen wird in die Welt hinausgerufen, daß die 
340 Vereine im letzten Jahre 31 Millionen Mk. Rabatt 
an die barzahlende Kundſchaft ausbezahlt haben und trotz— 
dem will die Kundſchaft immer noch nicht kommen. 

Die Rabattſparvereine haben zwar noch einige andere 
Feinde, die indeſſen nicht jo gefährlich find wie die Konſum— 
vereine; es ſind die Warenhäuſer, die Hauſierer und die 
Wanderlager. Aber gleichwohl werden von den Freunden 
der Selbſthilfe geſetzliche Maßnahmen gegen dieſe ver— 
langt; das Hauſierweſen ſoll ſtark eingeſchränkt, ein Hauſier— 
patent erſt nach Prüfung des Bedürfniſſes erteilt und die 
Wanderlager ſollen überhaupt verboten werden. Vollzugs- 
verordnungen zum Geſetze über den unlauteren Wettbewerb 
ſollen das Ausverkaufsweſen ganz erheblich beſchränken. 


Das ſind in der Hauptſache die Ergebniſſe des Kon— 
greſſes der deutſchen Rabattſparvereine. Ihre Wünſche 
werden ſchwerlich alle Erfüllung finden, aber etwas werden 
fie in den Parlamenten ſchon noch erobern“. Ph. T. 


Bemerken wollen wir nur noch, daß nach Berichten 
aus dem Lager der Rabattler die Stadt Freiburg ſtark 
beflaggt hatte, ſelbſt am hohen Münſter flatterten die 
Fahnen. Nach Mitteilungen die wir nicht zu kontrollieren 


in der Lage find, ſollen zur Zeit 571 Rabattvereinigungen 
in Deutſchland exiſtieren mit einem Jahresumſatz von ca. 
Mk. 800 Millionen. Durchſchnittlicher Rabatt 5 . 


Perfonalvereinigungen. 


An 


Verein ſchweiz. Konſum⸗ und Genoſſenſchaftsbäcker⸗ 
meiſter. Wie wir vernehmen, hat ſich in aller Stille aus 
der Mitte der Bäckermeiſter und Oberbäcker unſerer Ver— 
bandsvereine eine neue Organiſation unter obigem Titel 
gegründet. Die Konſtituierung fand am 5. Dezember 1909 
ſtatt in St. Gallen; am 20. März 1910 wurden die 
Statuten bereinigt und am 20. Mai 1910 hat in Zürich 
wiederum eine außerordentliche Hauptverſammlung ſtatt— 
gefunden. 

Nach den Statuten bildet der Verein ſchweiz. Konſum— 
und Genoſſenſchaftsbäckermeiſter eine Vereinigung von 
ſämtlichen Bäckermeiſtern, die eine Stelle als ſolche in 
oben genannten Betrieben einnehmen. Als Zweck des 
Vereins iſt vorgeſehen: Wahrung der Berufs- und Standes— 
intereſſen, praktiſche und theoretiſche gegenſeitige Belehrung 
über die verſchiedenartigen Methoden im Bäckereigewerbe, 
Winke und Ratſchläge bei Ofenfragen, über Behandlung 
der verſchiedenen Brotſorten, Lohnverhältniſſe, Behandlung 
aktueller und individueller Intereſſenfragen und außerdem 
die Pflege von Geſelligkeit und Kollegialität. Die Mitglieder 
machen es ſich zur moraliſchen Pflicht, die Grundſätze und 
Prinzipien des Konſumgenoſſenſchaftsweſens zu reſpektieren, 
wie überhaupt deſſen Intereſſen nach Kräften zu fördern 
und im gleichen Sinne und in gleicher Weiſe auf das 
ihnen unterſtellte Bäckereiperſonal einzuwirken. 

Die Verſammlung ſoll ordentlicher Weiſe alljährlich 
2 Mal, je im Mai und Oktober, ſtattfinden. Die 
Eintrittsgebühr beträgt Fr. 2, der Jahresbeitrag wird 
jeweils nach Bedürfnis feſtgeſetzt. Bei einer Auflöſung iſt 
das Vermögen bei der Penſionskaſſe der ſchweiz. Konſum— 
vereine (ſoll wohl heißen: Verſicherungsanſtalt ſchweiz. 
Konſumvereine) zu deponieren. Präſident iſt zurzeit Herr 
Albert Eggenberger, Bäckermeiſter im Verbandsverein in 
Uzwil. Dem Verein gehören zurzeit etwa 20 Mitglieder, 
meiſteus aus den Verbandsvereinen der Oſtſchweiz, an. 
Nach den uns gemachten Mitteilungen ſind allerdings auch 
einige wenige Augeſtellte von Konſumvereinen, die nicht 
dem Verbande angehören, als Mitglieder eingetreten. 

Auf geſtelltes Anſuchen hin hat die Verwaltungs— 
kommiſſion des Verbandes beſchloſſen, dieſer neuen Perſonal— 
vereinigung den „Schweiz. Konſumverein“ als Publikations- 
organ auf Zuſehen hin zur Verfügung zu ſtellen. 


Fa ne a 


Aus unferer Bewegung. 


Der Verbandsverein in Lauſanne 
eröffnet demnächſt auf Wunſch der Bewohner der Quartiere 
Pontaiſe und Bellevaup eine ſechſte Filiale in jenen Vierteln. 
Der Umſatz ſtieg im I. Semeſter des laufenden Jahres auf 
Fr. 175,758, d. h. um 16,6 °/, gegenüber der entſprechenden 
Periode des Vorjahres. 

— An der ordentlichen Jahresverſammlung der Co— 
operative des syndicats in La Chaux-de-fonds regte 
die Schriftſtellerin T. Combe die Gründung eines genoſſen— 
ſchaftlichen Ferienheims an. Um damit ſo ſchnell als 
möglich einen Anfang zu machen, will die genannte Dame 
den Mitgliedern dieſes Verbandsvereines einige Zimmer 
in ihrer Villa in Brenets nebſt Penſion zum billigen Preis 
von Fr. 2 per Tag zur Verfügung ſtellen. Um auch den 
ärmſten Mitgliedern einen Aufenthalt in jenem Hauſe zu 
ermöglichen, ſollten Mittel und Wege geſucht werden, um 
den Preis auf Fr. 1. 50 reduzieren zu können. In einer 
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zum Studium der Frage eingeſetzten Kommiſſion wurden 
die verſchiedenartigſten Projekte lanciert, die natürlich einer 
gründlichen Prüfung und Erdauerung bedürfen. Madame 
T. Combe aber dachte: Wer ſchnell hilft, hilft doppelt und 
hat deshalb ſchon für dieſen „Sommer“ eine beſchränkte 
Anzahl Plätze in ihrem Heim zum Preiſe von Fr. 1.50 
per Tag ohne weitere Koſten zur Verfügung geſtellt, für 
welches hochherzige Anerbieten ihr der Dank aller Genoſſen— 
ſchaftsfreunde gebührt. 

Hilfe für die Waſſergeſchädigten. Es ſind uns folgende 
Verbandsvereine bekannt geworden die Beiträge für die 
Waſſergeſchädigten ausgerichtet haben: Baſel A. C. V. 
Fr. 1000, Bern Fr. 400, Solothurn Fr. 100, Herisau 
Fr. 100, Papiermühle Fr. 50, Fontainemelon Fr. 50. 

Die neue Schlächtereianlage im Konſumverein Olten. 
(Korr.) Recht zahlreich haben unſere verehrlichen Genoſſen— 
ſchafter Sonntag den 24. Juli 1910 der Einladung zur 
Beſichtigung der neuen Schlächterei und Kühlanlage 
im Souterrain unſeres Bäckereigebäudes Folge geleiſtet. 
Und wir hörten nur ein Lob über die ſchöne und praktiſche 
Anlage, ſowohl inbezug auf die Räumlichkeiten, maſchinellen 
Einrichtungen uſw. Alles iſt ſehr gut disponiert. Dieſes 
Gefühl bekommt man ſchon beim Eintritt in das geräumige 
helle und luftige Lokal, in welchem die verſchiedenen zur 
Wurſtbereitung notwendigen Maſchinen neueſten Syſtems 
wie „Blitz“, „Scheffel“, beide von Kienaſt & Bäuerlein, 
Zürich, eine Mengmaſchine von Werner & Pfleiderer, 
Cannſtadt uſw., nebſt der Kühlmaſchine untergebracht ſind. 
Letztere iſt eine vertikale Kohlenſäure-Kühlmaſchine der 
„Société Genevoise pour la Construction d'Instruments“. 
Die Kälteerzeugung dieſer Maſchine beruht auf der Ver— 
dampfung von Kohlenſäure und deren Kondenſation durch 
Kompreſſion. Damit kann der extra zur Aufbewahrung 
und Friſcherhaltung des geſchlachteten Fleiſches beſtimmte 
gut iſolierte Raum Tag und Nacht in genügender Tief— 
kühlung erhalten bleiben. Ebenſo auch der angrenzende 
Salzraum, in welchem in mehreren neuen ſauberen Bottichen 
das „Geſalzene“, wie Speck, Schüfeli, Rippli, Schinken uſw. 
lagert. In der Anlage fehlt auch nicht eine gut eingerichtete 
Warm- und Kalt-Räucherei nebſt geräumiger Küche, in 
welcher in drei großen Keſſeln die verſchiedenen Wurſt- 
und Fleiſchwaren gekocht werden. So iſt die ganze Anlage 
ein aufs Beſte eingerichteter muſtergültiger Betrieb, der allen 
Anforderungen einer modernen Schlächterei und Charecuterie 
zu entſprechen vermag. 

Der Konſumverein Olten darf ſtolz ſein auf dieſe 
neue Anlage, mit welcher es ihm noch mehr als bis anhin 
möglich ſein wird, den verehrlichen Genoſſenſchaſtern mit 
prima Fleiſch- und Wurſtwaren zu möglichſt billigen Preiſen 
aufwarten zu können. Hoffen wir, daß das Unternehmen 
bei den Genoſſenſchaftern die richtige Unterſtützung findet! 
Genoſſenſchafter! Nicht in Worten, ſondern in Taten liegt 
die genoſſenſchaftliche Treue. 

Genoſſenſchaftsmolkerei Zürich. Im Konkurſe dieſer 
Genoſſenſchaft wird vorausſichtlich eine Quote von 40% 
für die Gläubiger reſultieren. Aktiven Fr. 53,465, Paſſiven 
Fr. 122,118. Die Ausſtände ſind verhältnismäßig gut 
eingegangen. Der Verluſt von Fr. 70,000 deckt ſich un— 
gefähr mit den Ausgaben, die für die Inſtallationen x. 
gemacht worden waren. Die früheren Angeſtellten (Milch— 
führer) ſind nun zum großen Teil ſelbſtändige kleine 
Milchhändler geworden. 

Aarau. (K.-Korr.) Die Milchproduzenten des Kantons 
Aargau rufen einer Ausdehnung ihrer Organiſation. Vor 
zirka 8 Tagen hat in Oberrohrdorf eine größere Verſamm— 
lung von Angehörigen der aargauiſchen Milchproduktions— 
genoſſenſchaften ſtattgefunden zur Anhörung eines Referates 
von Landwirtſchaftslehrer Säuberli in Brugg über das 
Thema: „Zweck und Bedeutung des Verbandes aargauiſcher 
Käſerei- und Milchgenoſſenſchaften“. Hier wurde konſtatiert, 
daß dem kantonalen Verbande bereits 73 Genoſſenſchaften 
angehören, d. h. daß faſt alle Produktionsgenoſſenſchaften 
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im kantonalen Verbande organiſiert find. Auch die Er- 
folge dieſer Organiſation ſeien vorhanden, ſie werden aber 
erſt in vollem Maße zutage treten, wenn alle Milch— 
produzenten der Organiſation angeſchloſſen ſeien. Die 
Erfolge haben die Konſumenten bereits an ihrem eigenen 
Leibe verſpürt. Das Heraufſchrauben der Milchpreiſe im 
letzten Jahre iſt denjelben noch in friſcher Erinnerung. 
Wenn an dieſer Verſammlung von vollen Erfolgen ge— 
ſprochen wurde, ſo geht daraus unzweideutig hervor, daß 
die Konſumenten, wenn einmal alle Produzenten unter 
einen Hut gebracht ſind, wiederum Haar laſſen müſſen, 
deſto eher natürlich wie lieber. Tatſächlich haben wir 
auch ſchon Stimmen gehört, die faſt mit tötlicher Sicher— 
heit vorausſagten, die Milchpreiſe müßten dieſes Jahr noch 
auf mindeſtens 25 Cts. ſteigen. Gemeint find damit natür— 
lich vorzugsweiſe größere induſtrielle Ortſchaften. 

Neben dieſen für das konſumierende Publikum ſo 
ſchönen Expektorationen kam auch der Milchkrieg der 
Gemeinderäte von Dätwil und Baden zur Sprache, wo— 
rüber bereits in dieſem Blatte früher berichtet wurde. 

Der Badener Gemeinderat möchte bekanntlich in Dät— 
wil Stallinſpektionen durch ſeine Experten vornehmen, da 
die meiſte in Dätwil gewonnene Milch nach Baden ge— 
führt werde. Dieſen Zuſtand will aber der Gemeinderat 
von Dätwil nicht dulden und derſelbe hat an die aargauiſche 
Regierung rekuriert, welche den Standpunkt des Gemeinde— 
rates von Dätwil guthieß und dem Gemeinderat von 
Baden verbot, ſich weiter in dieſe Angelegenheit zu miſchen. 

Daß ſich die Oberrohrdorfer Verſammlung auf den 
Standpunkt der Dätwiler Bauern ſtellte, iſt weiter nicht 
zu verwundern. Intereſſant wird die Sache in der Folge 
noch dadurch, weil der Gemeinderat von Baden einen 
bundesgerichtlichen Entſcheid angerufen hat. 

Alſo auf der ganzen Linie ein Engerſchließen der 
Reihen der Produzenten. Und die Konſumenten? Sie 
ſollen die Hände aus dem Schoß nehmen und die Zipfelmützen 
über die Ohren hinaufſchieben und überall eine kräftige 
Agitation für die Konſumentenorganiſation entfalten, da— 
mit ſie nicht alles hinnehmen müſſen, was ihnen von den 
1 geboten wird; Gutes iſt ſo wie ſo nicht viel 
dabei. 

— (K.⸗Korr.) In Aarau ſuchen die Bäcker mit allen 
Mitteln der proſperierenden Konſumbäckerei beizukommen. 
Kaum war ein etwelcher Mehlabſchlag bekannt, ließen ſie 
eine Reduktion der Brotpreiſe eintreten, die dann aller— 
dings erſt mit der eingetretenen Reduktion mit denjenigen 
des Konſumvereins Stand halten konnten. Durch den 
Mehlabſchlag war dann aber der Konſumverein wieder im 
Falle, ſeine Brotpreiſe zu reduzieren, ſodaß dieſe ſo ziem— 
lich auf der ganzen Linie 2 Cts. per kg unter denjenigen 
der Bäcker ſtehen. Bis jetzt haben die Herren Bäckermeiſter 
nicht verſucht, dem Konſumverein nachzufolgen. 

Dagegen ſagt Fama — und Fama lügt gewöhnlich — 
es werde im Kreiſe der Bäcker allen Ernſtes die Errichtung 
einer Genoſſenſchaftsbäckerei ſtudiert, um auf dieſe Weiſe 
den Betrieb rationeller zu geſtalten und dem Konſum— 
verein den Lebensfaden abzuſchneiden. Ob etwas Wahres 
an der Sache iſt, können wir nicht ſagen. 

Wenn man die vielen Bäcker und Bäckerlein ſieht, die 
in Aarau ſich ſchlecht und recht durchs Leben ſchlagen und 
die einander, trotz Genoſſenſchaft, das Leben recht ſauer 
machen, begreift man nur zu wohl, daß von den ver— 
nünftigeren Elementen einer Zentraliſation der vielen 
kleinen Betriebe gerufen wird. Die Vorbedingungen zur 
Errichtung einer Genoſſenſchaftsbäckerei ſind nirgends beſſer 
als in Aarau und auch der Konſumverein könnte eine 
ſolche Inſtitution nur begrüßen, da dieſe ihm entſchieden 
den Boden ebnen helfen würde. 

Man ſagt ja gewöhnlich, daß die Geſchmäcker ver— 
ſchieden ſeien, beſonders inbezug auf das Brot. Dieſe vielen 
Geſchmacksrichtungen ſind nun auch eine Hauptbedingung 
für die Exiſtenz der vielen Zwergbetriebe in der Bäckerei— 


branche. Was der eine verdammt, zieht der andere liebe— 
voll ans Herz und behauptet ſteif und feſt, der Bäcker ſo 
und jo backe das beſte Brot, während ihm der andere zu 
beweiſen ſucht, daß man dieſes Brot gar nicht eſſen könne. 
Durch dieſe vielen Geſchmacksrichtungen wird nun die 
Arbeit einer Konſumbäckerei weſentlich erſchwert; es allen 
recht machen, kann eben niemand. Es hilft da auch nichts 
anderes als eine Zentraliſation des Geſchmacks — um 
dieſes ſchöne Wort zu gebrauchen — und da wäre die 
Errichtung einer Genoſſenſchaftsbäckerei durch die Bäcker— 
meiſter ein Stein im Brett der Konſumbäckerei. Wie 
eingangs erwähnt, ſtammt dieſes Gerücht von Fama, 
weshalb wir nicht recht daran glauben können. 

Wenn es aber in Aarau einmal heißt: „Hie Konſum— 
brot, hie Genoſſenſchaftsbäckereibrot!“ ſo werden wir Kon— 
ſümler freudig in den Ruf einſtimmen und dafür zu ſorgen 
wiſſen, daß die zweite Stimme die erſte nicht ganz übertönt. 

Altdorf. (K.-Korr.) Der Konſumverein in Altdorf 
erzielte in den erſten 9 Monaten des 4. Betriebsjahres 
einen Umſatz von Fr. 158,500 gegenüber Fr. 99,100 
Oktober Juni im Vorjahre, was einer Zunahme von 60% 
entſpricht. 

Die Zahl der Mitglieder ſtieg von 413 auf 490. Auch 
wir ſind vom Steuerfiskus mehr als väterlich bedacht 
worden, die Steuerſchraube wurde von Fr. 2300 auf 
Fr. 10,100 Erwerb getrieben und das Vermögen auf 
Fr. 15,000 fixiert. 

„ Appenzell. Der zum Teil durch die Lebensmittel- 
verteuerung hervorgerufene Fortſchritt in der Konſum— 
genoſſenſchaftsbewegung hat auch in unſerem Verbands- 
verein in Appenzell Einzug gehalten. Die Totalreviſion 
der Statuten, der Ankauf eines Gebäudes und die rationelle 
Umbaute desſelben geſtalteten den fünften Jahrgang, um— 
faſſend den Zeitraum vom 1. Januar 1909 bis 31. März 
1910, zu einem bewegten. Die Zahl der Genoſſenſchafter 
iſt von 84 auf 121 geſtiegen und der Umſatz auf Fr. 91,000. 
Der Betriebsüberſchuß von Fr. 10,351 wird zu Abſchrei— 
bungen, Einlagen in die Reſerven und zu Rückvergütungen 
an die Konſumenten ſowie zu Vergabungen verwendet; 
unter den letztern figurieren Fr. 60 an die Stickerkranken— 
kaſſe, Fr. 20 an die Lehreralterskaſſe und Fr. 30 an den 
chriſtlich-ſozialen Krankenverein. 

Die bedeutendſten Bilanzpoſten beſtehen in: Fr. 1116 
Barſchaft und Werttitel, Fr. 13,350 Warenvorräte, Fr. 
46,588 Immobilien, Fr. 1969 Mobilien, Fr. 4044 Konto— 
Korrentguthaben, Fr. 340 Debitoren, Fr. 30,000 Hypo⸗ 
theken, Fr. 17,200 Obligationen und ſonſtige Anleihen, 
Fr. 2005 Anteilſcheinkapital, Fr. 3600 Reſerven und Fr. 
3962 Kreditoren. 

Baſel A. C. V. (F.-Korr.) Der neugewählte Aufſichts— 
rat konſtituierte ſich am 1. Juli und wählte zum Präfi- 
denten W. Bärwart, zum Vizepräſidenten A. Portmann. 
Die Aufſichtskommiſſionen wurden ebenfalls in dieſer 
Sitzung beſtellt und zwar die Rechnungskommiſſion, die 
Warenkommiſſion und die Inſpektionskommiſſion aus je 
5 Mitgliedern, die Baukommiſſion und die Propaganda— 
kommiſſion aus je Mitgliedern. In den Fünferkommiſſionen 
ſitzen 3 Vertreter des Arbeiterbundes und 2 der bürger— 
lichen Gruppen, in den Dreierkommiſſionen iſt das Ver— 
hältnis 2: 1. 

— Der Verwaltungsrat, der während der Ueber— 
gangsperiode, d. h. bis zum Amtsantritt der Verwaltungs— 
kommiſſion, neben dem Aufſichtsrat amtet, hat an die 
Waſſergeſchädigten der Schweiz den Betrag von Fr. 1000 
ausgerichtet. 

Nach dem neueſten Kaſſaausweis betrugen die 
Bareinnahmen der Verkaufslokale für das J. Semeſter 
1910 in den Warenfilialen Fr. 7,023, 90061909 Fr. 6,583,300), 
Schlächtereifilialen Fr. 1,648,700 (Fr. 1,430,200), Schuh: 
filialen Fr. 293,300 (Fr. 249,800), Haushaltungsgeſchäft 
Fr. 79,400 (Fr. 70,700), insgeſamt Fr. 9,045,300 gegen- 
über Fr. 8,334,000 im gleichen Zeitraum des Vorjahres. 


Die Vermehrung beträgt Fr. 711,300 — Vom 10. Januar 
bis 30. Juni dieſes Jahres ſind der Genoſſenſchaft 1314 
neue Mitglieder beigetreten. Die Zahl der Austritte 
beträgt 434. Das Mitgliederkonto erzeigt alſo eine Ver— 
mehrung um 880 Genoſſenſchafter. 

— Der Genoſſenſchaftsrat hatte ſich in ſeiner 
Sitzung vom 19. Juli neben andern Geſchäften in der 
Hauptſache mit der Feſtſetzung der Beſoldung für die 
Verwaltungskommiſſion, ſowie mit der Wahl derſelben zu 
befaſſen. Vor Eintritt in die Tagesordnung wurde der 
Verwaltungsrat interpelliert über das in einem Warenlokal 
vorgekommene ſtatutenwidrige Borgen von größeren Be— 
trägen an Mitglieder des A. C. V. Der Präſident der 
Warenkommiſſion beantwortet die Interpellation; die An— 
gelegenheit werde unterſucht und über das Reſultat in 
nächſter Sitzung berichtet. Sodann gelangte eine von der 
freiſinnigen Gruppe eingereichte Motion betreffend Aen— 
derung des § 31, Alinea 3, der Statuten in dem Sinne, 
daß die Stellen der Verwaltungskommiſſion ausgeſchrieben 
werden müſſen, zur Behandlung. Da der Rat dringliche 
Behandlung ablehnte, wird das Geſchäft auf nächſte Sitzung 
verſchoben. Im weiteren wird der Mitteilung des Ver— 
waltungsrates betreffend Ausrichtung einer Gabe von 
Fr. 1000 an die Waſſergeſchädigten ſtillſchweigend 
Sanktion erteilt. 

Inbezug auf die Beſoldung der Verwaltungs— 
kommiſſion beantragt die Mehrheit des Auſſichtsrates 
für alle drei Mitglieder der Verwaltungskommiſſion eine 
gleiche fire Beſoldung von Fr. 8000 per Jahr. Dem— 
gegenüber beantragte ein Mitglied eine Beſoldung von 
Fr. 6500 mit ſukzeſſiver Erhöhung bis auf Fr. 9000 
Beide Vorſchläge ſehen davon ab, die Mitglieder der Ver— 
waltungskommiſſion an der gemäß Statuten den Ange— 
ſtellten zufallenden Tantiéme teilnehmen zu laſſen. Die 
Verwaltungskommiſſion ſoll, über dem Perſonal ſtehend, 
den Charakter einer Behörde haben. Unter Akzeptierung 
dieſes Standpunktes entſchied ſich der Rat mit 51 gegen 
36 Stimmen für den Antrag des Aufſichtsrates auf Aus— 
richtung einer fixen Beſoldung von Fr. 8000 

Auch bezüglich der Wahl der Verwaltungskom— 
miſſion hatte ſich der Aufſichtsrat nicht einigen können, 
indem die Mehrheit die Stellen auf dem Berufungswege 
beſetzen wollte, während die Minderheit Ausſchreibung der 
zwei Zentralverwalterſtellen verlangte. Infolge Ablehnung 
des letzteren Antrages hatte die Minderheit des Auſſichts— 
rates auf eine weitere Mitwirkung in dieſer Angelegenheit 
verzichtet. Von der Mehrheit des Aufſichtsrates werden 
portiert als Zentralverwalter die Herren Sekundarlehrer 
E. Angſt, langjähriges Mitglied verſchiedener Behörden 
des A. C. V. und Mitglied des Auffichtsrates des V. S. K., 
und R. Bolliger-Rees, gegenwärtig Verwalter der 
Schlächterei A. C. V.; als Zentralſekretär wird der bisherige 
Inhaber dieſer Stelle, Herr Dr. R. Nieder hauſer, vor— 
geſchlagen. Die Minderheit des Auſſichtsrates vertritt 
auch hier den Standpunkt, die Stellen ſeien auszuſchreiben 
und ſie beantragt Rückweiſung der Vorſchläge an den 
Aufſichtsrat mit dem Auftrag, eine Ausſchreibung vorzu— 
nehmen. Falls dieſer Antrag abgelehnt werde, ſehe ſich die 
bürgerliche Gruppe genötigt, gegen die Wahl das Referen— 
dum zu ergreifen. Nach ziemlich erregten Auseinander- 
ſetzungen wurde der Antrag der Minderheit mit 41 gegen 
39 Stimmen abgelehnt und es wurde zur Wahl der Ver— 
waltungskommiſſion geſchritten. Die Wahl der beiden 
Zentralverwalter ergab bei 62 eingelegten Wahlzetteln, 
darunter 8 leere, je 53 Stimmen für die Herren E. Angſt 
und R. Bolliger, womit beide gewählt ſind. Der bisherige 


Zentralſekretär, Herr Dr. R. Niederhauſer, wird mit 42 
Stimmen gewählt; 61 Wahlzettel, wovon 15 leer, wurden 
eingelegt. 


Einige weitere Geſchäfte wurden angeſichts der vor— 
gerückten Stunde auf eine ſpätere Sitzung verſchoben. 
Dagegen wurde dem Bureau des Genoſſenſchaftsrates Voll⸗ 
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macht erteilt, für die nach dem Proporz ſtattfindende Wahl 
des Perſonalausſchuſſes, der gemäß den neuen Statuten 
ein Organ der Genoſſenſchaft bildet, ein proviſoriſches 
Reglement zu erlaſſen. Schließlich wurde noch eine drei— 
gliedrige Kommiſſion beſtellt, die bezüglich der Entſchädigung 
des Bureau des Genoſſenſchaftsrates dieſem Bericht und 
Antrag unterbreiten ſoll. 

„ Davos. Die geſunde Werbekraft der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Idee iſt auch im Hochtal Davos nicht ins Stocken 
geraten, ſondern hat Reſultate gezeitigt, die ſehr erfreulich 
ſind. Die Mitgliederzahl nahm trotz vieler Streichungen 
um 30 zu; ebenſo der Umſatz um rund Fr. 45,000. Am 
Geſamtumſatz in 3 Läden von Fr. 305,382 inkl. Misgros- 
Bezüge partizipieren die Mitglieder mit Fr. 248,300 
81,5 7» und die Nichtmitglieder mit Fr. 57,082 — 18,5 %%. 
Gegenüber dem Vorjahre hat ſich das Verhältnis der Waren— 
abgabe an Konſumenten zugunſten der Mitglieder gebeſſert. 

Als Lieferant kommt für unſern Davoſer Verbands— 
verein in erſter Linie der Verband ſchweiz. Konſumvereine 
in Betracht. Es wurden von der Großeinkaufsſtelle Waren 
im Betrage von Fr. 118,000 bezogen, d. h. Fr. 15,500 
mehr als 1908/1909 oder 47,71“ des geſamten Waren— 
bezuges. 

Die Betriebsrechnung ſchließt nach Abzug ſämtlicher 
Verwaltungskoſten und den üblichen Abſchreibungen am 
Lagervorrats-, Mobilien- und Immobilienkonto mit einem 
Nettoüberſchuß von Fr. 15,418 ab. Hiervon werden 15 

Fr. 2336 dem Reſervefonds zugewieſen, weitere 85 '/o 
Fr. 12,835 gelangen als Rückvergütung (6%) an die 
Mitglieder. An Steuern wurden dem kantonalen Säckel— 
meiſter Fr. 3093 abgeführt. Die Löhne im Betrage von 
rund Fr. 20,000 machen 6,59% des Umſatzes aus. Der 
Vereinsſparkaſſe wurden Fr. 57,866 anvertraut oder Fr. 
14,450 mehr als im Vorjahre. Dieſes Zutrauen erhellt 
auch aus der Mitteilung, daß das 4% ige Obligationen— 
anleihen „ſpielend leicht“ durchgeführt werden konnte. 

Bedauerlicherweiſe lehnten die Angeſtellten den wohl⸗ 
gemeinten Antrag der Verwaltung, der Verſicherungsanſtalt 
ſchweiz. Konſumvereine beizutreten, ab und begaben ſich 
dadurch der günſtigen Gelegenheit eine billige Altersver— 
ſicherung einzugehen, bei der fie bloß 25% der Beiträge 
hätten, aufbringen müſſen. 

„Pfäffikon (Zürich). Der Allgemeine Konſumverein 
in Pfäffiton läßt ſich in ſeinem 2. Jahresbericht im „Ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Volksblatt“ u. a. wie folgt vernehmen: 

„Daß der Verband ſchweiz. Konſumvereine für ſeine 
ihm angeſchloſſenen Vereine namentlich für die jüngern 
unter ihnen, eine große Wohltat iſt, haben auch wir im 
verfloſſenen Jahre wiederholt erfahren. In Kauf-, Baus 
und Rechnungsfragen wurden wir immer zur Zufriedenheit 
beraten und wurden uns jeweilen vom Verbande Fach— 
männer koſtenlos zur Verfügung geſtellt. 

Wir erſtatten an dieſer Stelle dem Verbande unſern 
wärmſten Dank. 

Im Berichtsjahre wurden Waren eingekauft für Fr. 
32,476. Hiervon wurden bezogen von der Zentralſtelle 
des Verbandes für Fr. 25,240 — 77 %. Der Jahresumſatz 
beträgt Fr. 36,050 gegen Fr. 23, 468 letzten Jahres, alſo 
eine Vermehrung von 536. Von den Mitgliedern wurde 
bezogen für Fr. 30,464, von Nichtmitgliedern für Fr. 5586. 
Durchſchnittsbezug per Mitglied Fr. 284 (1908/09: Fr. 208).“ 
Die Mitgliederzahl ſtieg von 86 auf 107. 

In der Generalverſammlung vom 14. Mai d. J. wurde 
folgende Verwendung des Bruttoüberſchuſſes von Fr. 5444 
beſchlo en: Zinſen der Anteilſcheine und des Reſervefonds 
(Fr. 425 à 4% ) Fr. 98, Hypothekarzinſen Fr. 700, 
Entſchädigung an den Vorſtand Fr. 360, Abſchreibung 
auf Mobilienkonto Fr. 192, Einlage in den Reſervefonds 
Fr. 500, Fonds für beſondere Zwecke Fr. 400, Entſchädigung 
an die Rechnungsreviſoren Fr. 30, Gratifikation an die 
Verkäuferin Fr. 20, an die Schulpflege zur Anlegung eines 
Fonds für milchtrinkende Ferienkinder Fr. 50, Rückvergütung 
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an die Mitglieder 7“ von Fr. 29,500 (Fr. 2065), Ab⸗ 
ſchreibung auf dem Liegenſchaftskonto Fr. 1000, Vortrag 
auf neue Rechnung Fr. 29. 

Zürich. (K.-Korr.) Etwas verſpätet haben wir noch 
über den lebhaften Verlauf der von ca. 550 Genoſſenſchaftern 
beſuchten Generalverſammlung des Lebensmittelvereins 
Zürich vom 16. Juli zu berichten. Die bereits in einer 
früheren Nr. des „Konſumverein“ mitgeteilten Anträge 
der Vereinsbehörden auf Genehmigung des Jahresberichtes 
und der Jahresrechnung, ſowie der Verwendung des Be— 
triebsüberſchuſſes beliebten ſozuſagen anſtandslos. Auch der 
Antrag des Verwaltungsrates betreffend die Emiſſion eines 
grundverſicherten 4½ prozentigen Obligationenanleihens 
im Betrage von Fr. 500,000 fand die oppoſitionsloſe Zu— 
ſtimmung der Verſammlung. Dieſes Geld ſoll Verwendung 
finden zur Erweiterung des Geſchäftes und zur Ablöſung 
derjenigen Hypotheken, die noch zu einem höheren als 
unſerem Kredit entſprechenden und ſonſt üblichen Zinsfuß 
verzinſt werden müſſen. 

Gingen alſo die Verhandlungen bis dahin ruhig und 
raſch ihrem Ziele entgegen, wurde es dann lebhafter, als 
Herr Arbeiterſekretär Bock mit ſeinen Anträgen aufmar— 
ſchierte. Er wollte vorerſt dem Verwaltungsrat eine ge— 
bundene Marſchroute geben beim Abſchluß des Arbeits— 
vertrages mit dem Perſonal, indem er verlangte, es dürfe 
dieſer Vertrag nur mit dem Verband der Lebens- und 
Genußmittelarbeiter in der Schweiz abgeſchloſſen werden. 
Wir haben ſeit letztem Frühjahr als Frucht der ungeſchickten 
Taktik einiger Gewerkſchaftsſekretäre einen zweiten Ange— 
ſtelltenverein, den Perſonalverein des L. V. Z. Dieſer ver— 
langte ebenfalls als Vertragskontrahent beim Abſchluß des 
z. Z. im Salz liegenden Arbeitsvertrages anerkannt zu 
werden. Im Entwurf des Verwaltungsrates figuriert der 
Perſonalverein auch als Vertragspartei, was den hellen 
Zorn verſchiedener Arbeiterführer erregt hat, denn ſie 
qualifizieren den Perſonalverein als eine der bekannt ver— 
haßten gelben Arbeiterorganiſationen, die in Zeiten des 
Kampfes die freien Gewerkſchaften in den Rücken ſchießen 
oder ihnen da und dort gar den gewerkſchaftlichen Kampf 
verunmöglichen. 

Dem Antragſteller wurde ſofort bedeutet, daß ſein 
Antrag aus formellen und materiellen Gründen nicht zu— 
läſſig ſei. Einmal hätte er ihn gemäß Statuten ſchon 
zwei Monate früher als Motion einreichen ſollen und 
anderſeits könne der Verwaltungsrat die ihm ſtatutariſch 
gewährleiſteten Kompetenzen nicht einfach auf dieſe Weiſe 
wegeskamotieren laſſen. Herr Arbeiterſekretär Rieder kleidete 
dann den Antrag in einen beſtimmten Wunſch und ſo wurde 
er von der Generalverſammlung widerſpruchslos geſchluckt. 

Ein zweiter Antrag Bock verlangte, der L. V. Z. habe 
die Vermittlung des boykottierten Hürlimann-Bier während 
der Dauer des pendenten Bierboykotts einzuſtellen. Der 
Vorſitzende, Herr Nationalrat Greulich, wandte ſich ſofort 
aus konſtitutionellen Gründen gegen die beſtimmte Formung 
dieſes Antrages und kleidete ihn ebenfalls in die Form eines 
Wunſches. Herr Dr. Nauer wollte die Neutralität der Genoſſen— 
ſchaft unter allen Umſtänden hochgehalten wiſſen und bean— 
tragte, es möchte neben dem boykottierten Hürlimann- boy⸗ 
kottfreies Bier ſchweiz. Provenienz im L. V. Z. vermittelt 
werden. Zu ſagen iſt, daß unſere Genoſſenſchaft neben 
dem beanſtandeten Zürcher- ſchon vor dem Boykott und 
ſeither noch Münchner-, alſo auch boykottfreies Bier ver— 
mittelt hat. Dieſe Neutralität genügte der großen 
Mehrheit der Verſammlung nicht; ſie verſtund dieſen Grund— 
pfeiler einer Genoſſenſchaftsorganiſation in dem Sinne, daß 
ſie unter allen Umſtänden ſich der Vermittlung boykottierten 
Bieres zu enthalten habe. 

Der Verwaltungsrat des I.. V. Z., der auch in dieſem 
Falle ſeine Rechte durch einen Generalverſammlungsbeſchluß 
ſich nicht nehmen laſſen wollte, hat in der Folge beſchloſſen, 
es ſei zu verſuchen, neben dem Hürlimann-Bier noch boyfott- 
freies zu bekommen. 


Wir werden in einem beſonderen Artikel dieſer Frage 
mit einigen Gedanken Aufmerkſamkeit ſchenken, denn ſie 
iſt ſo wichtig, daß für die Zukunft einige Wegleitungen 
am Platze ſind. 

Die Generalverſammlung konnte dann 11¼ geſchloſſen 
werden, nachdem noch einige Wünſche laut geworden waren, 
die dem Ausbau des IL. V. Z. dienlich ſein dürften. 
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Deutſchland. 

Die „Produktion“ in Hamburg, über deren Entwicklung 
im 11. Geſchäftsjahre wir in Nr. 30 berichtet haben, macht 
auch im laufenden 12. Jahre koloſſale Fortſchritte. 

Nach dem vorliegenden Abſchluß für das erſte Semeſter 
1910 find allein in dieſen ſechs Monaten 4652 neue Mit- 
glieder eingetreten, und der Umſatz hat im erſten Halb— 
jahr eine Zunahme von Mk. 1,205,720 erfahren — 27%. 


Norwegen. 


Kongreß des norwegiſchen Genoſſenſchafts— 
bundes. Am 22.23. Juni fand in Chriſtiania der dies— 
jährige norwegiſche Genoſſenſchaftstag ſtatt, welcher von 
55 Genoſſenſchaftern beſucht wurde. Aus dem Auslande 
waren Vertreter der engliſchen und der finniſchen Groß— 
einkaufsgeſellſchaft, ſowie des ſchwediſchen Genoſſenſchafts— 
bundes erſchienen. 

Der Kongreß beſchäftigte ſich hauptſächlich mit internen 
Angelegenheiten; es verdient, hervorgehoben zu werden, 
daß die Gründung einer Bankabteilung für die ange— 
ſchloſſenen Genoſſenſchaften beſchloſſen wurde. Nach dem 
der Verſammlung erſtatteten Jahresbericht waren am 
1. Januar 1910 57 Genoſſenſchaften mit 12,000 Mit⸗ 
gliedern dem Verbande angeſchloſſen gegen 41 Genoſſen— 
ſchaften mit 9000 Mitgliedern im Vorjahre. Der Umſatz 
des Verbandes, der auch als Großeinkaufsgeſellſchaft fun— 
giert, belief ſich auf Kr. 643,631 gegen Kr. 613,210 im 
Jahre 1908. Wäre im letzten Jahre nicht eine Zollermäßigung 
auf Zucker in Kraft getreten, ſo hätte ſich der Umſatz auf 
zirka Kr. 688,000 gehoben, was einer Umſatzvermehrung 
um zirka 13% gleichgekommen wäre. Der Ueberſchuß, 
welcher zirka 1,4% des Umſatzes ausmacht, erlaubt die 
Verteilung einer ½ % -Rückvergütung, nachdem die ſtatu— 
tariſchen Abſchreibungen vorgenommen waren. Der Vorſtand 
forderte alle Genoſſenſchaften auf, dem Internationalen 
Genoſſenſchaftsbunde beizutreten und Delegierte zum Inter— 
nationalen Kongreß nach Hamburg zu entſenden. Es wurde 
beſchloſſen, einen Beitrag von Kr. 500 von Verbands wegen 
den Genoſſenſchaften zur Verfügung zu ſtellen um ihnen 
eine Beſchickung des Kongreſſes zu ermöglichen. 

Dem Kongreß folgte ein Feſt im Freien, welches durch 
Geſang und Anſprachen verſchönt wurde. In der Mit— 
ſommernacht fand zwiſchen 1—5 Uhr morgens ein Dampfer- 
ausflug in der Bucht von Chriſtiania ſtatt, der allgemeinen 
Beifall fand. 


Schweden. 


Martin Sundell. Am 5. Juli ſtarb in Stock- 
holm nach langem Leiden im Alter von erſt 31 Jahren 
Herr Martin Sundell, Mitglied des geſchäftsführenden 
Vorſtandes des ſchwediſchen Genoſſenſchaftsbundes und 
Schriftleiter des „Kooperatören“. Herr Sundell war einer 
der eifrigſten und talentvollſten Vorkämpfer der ſchwediſchen 
Genoſſenſchaftsbewegung und hat ungemein viel für die 
Verbreitung der Konſumvereine in ſeinem Vaterland getan. 
Sein Wirken war von einer großen und edlen Begeiſterung 
für die Sache des Genoſſenſchaftsweſens getragen, weshalb 
er ſich denn auch in den Kreiſen der ſchwediſchen Genoſſen— 
ſchafter großer Sympathien zu erfreuen hatte. 


Berantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweil. Aonfumvereine, — Verantwortliche Redaktion: Dr. Oskar Schär. 


Verband ſchweiz. Konſumvereine. 


In unſerem Verlage erſcheint und iſt durch uns zu beziehen: 


Kalkulation u. Statiſtil 


im genoſſenſchaftlichen Großbetrieb. 

Von Prof. Dr. J. Er. Schär. — Preis Fr. 3.—. 
Dieſes hochintereſſante Werk iſt auf Grundlage der Rechnungen des Allgemeinen Konſum— 
vereins in Baſel und mit Gegenüberſtellung von Konſumverein und Warenhaus von Herrn 
Prof. Dr. J. Fr. Schär ausgearbeitet worden und verfolgt hauptſächlich den Zweck, die 
Konſumvereinsverwaltungen mit den Grundſätzen des Rechnungsweſens und der Kalkulation in 
anſchaulicher Weiſe bekannt zu machen. Der Herr Verfaſſer iſt allen Genoſſenſchaftern bekannt und 
ſein Name auf dem Gebiete des kaufmänniſchen Rechnungsweſens genießt Weltruf. Was aber 
der vorliegenden Arbeit beſondern Wert verleiht, das iſt, daß der Herr Verfaſſer jahrelang an der 
Spitze des A. C. V. in Baſel geſtanden hat und ſomit deſſen Betrieb und Rechnungsweſen von 
Grund aus kennt. Ein angezogener Vergleich mit dem Warenhausbetrieb Leonhard Tietz A.-G. 
macht das Werk zu einem überaus wertvollen Beſtand auf dem Gebiete des kaufmänniſchen 
Rechnungsweſens. — Das Werk iſt zur Anſchaffung für Konſumvereinsbibliotheken, kauf— 
männiſche Lehranſtalten, Kalkulatoren und Betriebsleiter ſehr geeignet und äußerſt zweckmäßig. 


Die Buchführung f. kleinere Konſumvereine 
nebſt Aluſterbeiſpiel eines Geſchäftsganges. 
Preis Fr. 3.—. 
Dieſe Broſchüre, in Großquart, eignet ſich vorzüglich als Nachſchlagewerk und zum Selbſtſtudium. 


Wirtſchaftsreformer auf genoſſenſchaftlichen Irrwegen. 
Von Dr. Karl Alunding. Preis 50 Cts. 


Pflichten und Rechte der Genoſſenſchaftsangeſtellten. 
Von Dr. Karl Ulunding. Preis Fr. 2. 


Konſumvereine erhalten dieſe zeitgemäße Broſchüre zum Preiſe von Er. 1. 


Ferner halten wir den Konſumvereinen eine Anzahl Exemplare der ſoeben vom Schweiz. 
Gewerkſchaftsbund herausgegebenen und von deſſen Sekretariat ausgearbeiteten Broſchüre 


Teuerung in der Schweiz 


zum reduzierten Preiſe von 40 Cts. per Exemplar zur Verfügung. Dieſe Broſchüre iſt in erſter 
Linie, entſprechend ihrer Herkunft, für die Gewerkſchaftsbewegung geſchrieben; ſie enthält jedoch 
verſchiedene ſehr inſtruktive Angaben über die Teuerung in der Schweiz und widmet auch dem 
Konſumgenoſſenſchaftsweſen gebührende Beachtung. Aus dieſem Grunde hielt es die Verwaltungs— 
kommiſſion des V. S. K. für zweckmäßig, eine Anzahl Exemplare dieſer Broſchüre zu er— 
werben und ſie den Verbandsvereinen zu reduziertem Preiſe zur Verfügung zu halten. 


Verband schweiz. Konsumvereine. 
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st-Kaffee. 


Extra kräftige, billige Spezial-Mischung für die Westschweiz. 
Kräftige, billige Campinas-Mischung. 


Santos-Mischung. 


Feine, sehr beliebte Zentralamerika-Mischung, gangbarste Sorte 
für die ganze Schweiz. 


Kräftige, ausgiebige Liberia-Mischung für Jura und Ostschweiz. 
Java-Mischung, fein u. kräftig, sehr beliebt in der ganzen Schweiz. 
Feine, sehr gut eingeführte Malabar-Mischung für die ganze Schweiz. 


Porto-Rico-Westindische-Mischung. 


Kräftige Salvador-Perl-Mischung für Ost- und Zentralschweiz. 


Milde, südamerikanische Perl-Mischung. 


Hochfeine, ausgiebige, sehr beliebte Malabar-Perl-Mischung, in 
der ganzen Schweiz sehr beliebt. 


Extrafeine, ausgesuchte Porto-Rico- u. Ostindisch Perl-Mischung. 


EE 


Der rapid zunehmende Konsum in allen unseren Röstkaffee-Sorten 
liefert uns den Beweis, dass sie in jeder Hinsicht den Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu wohlfeiler sind. 


EDE 


Die beste Wahrung der Interessen der Konsumvereinsmitglieder besteht 
in der Deckung des Bedarfs bei der eigenen Grosseinkaufsstelle. 


Verantwortlich für den Druck: G. Krebs in Baſel. 


